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Verordnung
der Sächsischen Staatsregierung und

des Sächsischen Staatsministeriums des Innern
zur Änderung der Verordnung zur Ausführung des Vereinsgesetzes

Vom 10. Juni 2016

Es verordnen auf Grund
– des § 5 Absatz 1 des Vereinsgesetzes vom 5. August 1964

(BGBl. I S. 593) und des § 32 Absatz 1 Satz 1 des Partei-
engesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149) die Staatsregierung so-
wie

– des § 68 Absatz 1 des Polizeigesetzes des Freistaates
Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Au-
gust 1999 (SächsGVBl. S. 466) und des § 16 Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 des Sächsischen Verwaltungsorgani-
sationsgesetzes vom 25. November 2003 (SächsGVBl.
S. 899) das Staatsministerium des Innern:

Artikel 1

Die Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des
Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur Ausführung
des Vereinsgesetzes vom 29. März 1995 (SächsGVBl. S. 125),
die zuletzt durch Artikel 13 der Verordnung vom 1. März 2012
(SächsGVBl. S. 157) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Überschrift der Verordnung wird wie folgt gefasst:
„Verordnung

der Sächsischen Staatsregierung und
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern

zur Regelung von Zuständigkeiten
nach dem Vereinsgesetz und dem Parteiengesetz

(Sächsische Vereins- und Parteiengesetz-
zuständigkeitsverordnung)“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Zuständige oberste Landesbehörde“.

b) Im Wortlaut werden die Wörter „von § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 1 Satz 2“ durch die Wörter „des § 3 Absatz 2 und
§ 4 Absatz 1 Satz 2“ ersetzt und nach dem Wort „Ver-
einsgesetzes“ werden die Wörter „sowie des § 32 Ab-
satz 1 Satz 2 und Absatz 5 Satz 2 des Parteiengeset-
zes“ eingefügt.

3. In § 2 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 5
Absatz 1“ ersetzt und nach dem Wort „Vereinsgesetzes“
werden die Wörter „und des § 32 Absatz 1 Satz 1 des Par-
teiengesetzes“ eingefügt.

4. In § 3 werden nach der Angabe „S. 457)“ ein Komma und
die Wörter „die zuletzt durch Artikel 6 Absatz 1 des Geset-
zes vom 22. August 2002 (BGBl. I S. 3390) geändert wor-
den ist,“ eingefügt.

5. In § 4 werden die Wörter „von § 3 Abs. 4 Satz 2, § 7 Abs. 1
und § 11 Abs. 3 Satz 3“ durch die Wörter „des § 3 Absatz 4
Satz 2, § 7 Absatz 1 und § 11 Absatz 3 Satz 3“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Dresden, den 10. Juni 2016

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig
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Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz

über die Ausbildung und Prüfung der Amtsanwälte

(Sächsische Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für Amtsanwälte – SächsAPOAA)

Vom 3. August 2016

Auf Grund des § 30 Satz 1 und 2 des Sächsischen Be-
amtengesetzes vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl.
S. 970, 971) verordnet das Staatsministerium der Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium des Innern:

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Erwerb der Befähigung

Die Befähigung für den Amtsanwaltsdienst besitzt, wer die
Ausbildung für den Amtsanwaltsdienst abgeleistet und die
Prüfung bestanden hat.

§ 2
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zur Ausbildung kann zugelassen werden, wer
1. die Rechtspflegerprüfung bestanden hat,
2. sich nach der Rechtspflegerprüfung mindestens drei Jahre

in einem Amt der ersten Einstiegsebene der Laufbahn-
gruppe 2 in der Fachrichtung Justiz bewährt hat,

3. sich in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Frei-
staat Sachsen befindet und

4. nach seiner Persönlichkeit, seinen Fähigkeiten und seinen
bisherigen fachlichen Leistungen für den Amtsanwalts-
dienst geeignet erscheint.

(2) Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden bestimmt im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Justiz für die Zu-
lassung zur Amtsanwaltsausbildung ein den Erfordernissen
des Amtsanwaltsdienstes entsprechendes Anforderungsprofil,
das die Eignungskriterien nach Absatz 1 Nummer 4 näher be-
schreibt.

§ 3
Bewerbung und Zulassung

(1) Die Bewerbung um Zulassung zur Ausbildung ist auf
dem Dienstweg an die Generalstaatsanwaltschaft Dresden zu
richten.

(2) Der Dienstvorgesetzte des Bewerbers erstellt eine
dienstliche Beurteilung unter Zugrundelegung des Anforde-
rungsprofils nach § 2 Absatz 2. Die Beurteilung umfasst auch
eine Stellungnahme zur voraussichtlichen Eignung für den
Amtsanwaltsdienst.

(3) Über die Zulassung zur Ausbildung entscheidet die
Generalstaatsanwaltschaft Dresden mit Zustimmung des
Staatsministeriums der Justiz. Sie kann den Bewerber zu einer
persönlichen Vorstellung einladen.

§ 4
Rechtsstellung

(1) Die zur Ausbildung zugelassenen Beamten werden für
die Dauer der Ausbildung an die Generalstaatsanwaltschaft
Dresden abgeordnet. Sie führen ihre bisherige Amtsbezeich-
nung fort.

(2) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Ausbildung erwer-
ben die Beamten keinen Anspruch auf Ernennung zum Amts-
anwalt.

Abschnitt 2
Ausbildung

§ 5
Dauer und Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung beginnt am 2. Januar eines jeden Jah-
res.

(2) Die Ausbildung dauert 15 Monate und gliedert sich in
die folgenden Abschnitte:
1. vier Monate fachwissenschaftliches Studium I,
2. neun Monate fachpraktische Ausbildung in den Geschäf-

ten des Amtsanwaltsdienstes bei einer Staatsanwalt-
schaft,

3. zwei Monate fachwissenschaftliches Studium II.

(3) Urlaubs- und Krankheitszeiten können auf die Ausbil-
dung angerechnet werden. Urlaubszeiten sollen nur insoweit
angerechnet werden, als sie zusammen während der gesam-
ten Ausbildung das Eineinviertelfache des dem Beamten zu-
stehenden Jahreserholungsurlaubes nicht überschreiten.
Durch die Anrechnung darf der Erfolg der Ausbildung nicht be-
einträchtigt werden. Werden Urlaubs- und Krankheitszeiten
nicht angerechnet, tritt der Beamte in den nächsten Ausbil-
dungsjahrgang zurück. § 12 bleibt unberührt.

§ 6
Fachwissenschaftliches Studium

(1) Für das fachwissenschaftliche Studium gelten die Be-
stimmungen des Staatsvertrages über die Einrichtung eines
gemeinsamen Studienganges für den Amtsanwaltsdienst und
die Errichtung eines gemeinsamen Prüfungsamtes für die Ab-
nahme der Amtsanwaltsprüfung vom 27. September 2007 und
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Amtsanwälte vom
6. November 2006 (GV. NRW. S. 520), die zuletzt durch Arti-
kel 36 der Verordnung vom 24. September 2014 (GV. NRW.
S. 647) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.
Es findet an der Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-
Westfalen statt.
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(2) Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden weist den Be-
amten zur Teilnahme am fachwissenschaftlichen Studium der
Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen zu. Mit
der Zuweisung wird der Beamte deren Student.

(3) Während des fachwissenschaftlichen Studiums ist die
Gewährung von Erholungsurlaub grundsätzlich ausgeschlos-
sen.

§ 7
Fachpraktische Ausbildung

(1) Die fachpraktische Ausbildung dient der praktischen
Einführung in die Geschäfte des Amtsanwaltsdienstes. Die im
fachwissenschaftlichen Studium I erworbenen Kenntnisse sol-
len in der Praxis angewandt werden.

(2) Die Beamten sind mit allen im Amtsanwaltsdienst vor-
kommenden Aufgaben zu befassen. Sie sollen insbesondere
in der Verfolgung und Aufklärung von Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten, in dem Entwurf von Anklagen, Strafbefehlen und
Einstellungsverfügungen sowie in der Vertretung der Anklage
vor Gericht geübt werden.

(3) Die Beamten sind verpflichtet, durch Selbststudium ihr
fachliches Wissen zu vertiefen und zu vervollkommnen.

§ 8
Leitung und Ausgestaltung

der fachpraktischen Ausbildung

(1) Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden leitet die fach-
praktische Ausbildung. Sie bestimmt die Staatsanwaltschaft,
bei der die Ausbildung stattfindet.

(2) Für die Organisation der fachpraktischen Ausbildung
im Einzelnen ist der Leiter der Staatsanwaltschaft zuständig,
bei der die Ausbildung stattfindet. Er bestimmt die Staats-
anwälte und Amtsanwälte, die die Beamten ausbilden.

(3) Am Ende der fachpraktischen Ausbildung prüft der Lei-
ter der Staatsanwaltschaft, bei der die Ausbildung stattfindet,
oder eine von ihm beauftragte Person in einer Hauptverhand-
lung, ob der Beamte die für den Amtsanwaltsdienst erforder-
liche Redegabe, Gewandtheit und Sicherheit besitzt. Dies ist
mit einer Note und einer Punktzahl nach § 11 Absatz 1 zu be-
werten, hierüber ist ein Zeugnis zu erstellen und der General-
staatsanwaltschaft Dresden zu übersenden.

§ 9
Begleitende Lehrveranstaltungen

(1) Während der fachpraktischen Ausbildung haben die
Beamten an begleitenden Lehrveranstaltungen teilzunehmen.
Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden überträgt die Leitung
der begleitenden Lehrveranstaltungen einem geeigneten
Staats- oder Amtsanwalt (Ausbildungsleiter) und bestellt die
Lehrkräfte. Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden kann an-
ordnen, dass die Beamten an den begleitenden Lehrveranstal-
tungen eines anderen, an dem gemeinsamen Studiengang be-
teiligten Bundeslandes teilnehmen.

(2) Der Unterricht ist auf die Wiederholung und Vertiefung
der im fachwissenschaftlichen Studium I erworbenen theore-
tischen Kenntnisse auszurichten. Ferner soll er das systema-
tische Verständnis für die während der praktischen Tätigkeit er-

worbenen Kenntnisse fördern und den Beamten auf das
fachwissenschaftliche Studium II vorbereiten.

(3) Der Unterricht umfasst 190 Lehrveranstaltungsstunden
und soll nach Maßgabe eines Lehrplans, der mit den an dem
gemeinsamen Studiengang beteiligten Landesjustizverwaltun-
gen abgestimmt ist, insbesondere Folgendes beinhalten:
1. Allgemeiner und Besonderer Teil des materiellen Straf-

rechts,
2. Straßenverkehrsrecht,
3. Strafprozessrecht,
4. Klausur-, Vortrags- und Verfügungstechnik,
5. Einübung von Sachvortrag und Schlussvortrag,
6. Anfertigung und Besprechung von sechs Aufsichtsarbei-

ten, von denen eine ihren Schwerpunkt im Straßenver-
kehrsrecht und eine im Strafprozessrecht haben soll, so-
wie

7. Wiederholung und Vertiefung.

(4) Die Aufsichtsarbeiten werden durch die zuständige
Lehrkraft begutachtet, mit einer Note und einer Punktzahl nach
§ 11 Absatz 1 bewertet und mit dem Beamten besprochen.

(5) Zwei Wochen vor Beendigung der fachpraktischen Aus-
bildung berichtet der Leiter der Staatsanwaltschaft, bei der die
Ausbildung stattfindet, nach Anhörung des Ausbildungsleiters
der Generalstaatsanwaltschaft Dresden, ob der Beamte das
Ziel der Ausbildung voraussichtlich erreichen wird.

§ 10
Zeugnisse

(1) Alle Ausbilder haben jeweils gegenüber dem Leiter der
Staatsanwaltschaft, bei der die Ausbildung stattfindet, ein
Zeugnis über Art und Dauer der Beschäftigung sowie über
Persönlichkeit, Fähigkeiten, Kenntnisse, Leistungen, Stand der
Ausbildung und Führung des Beamten zu erteilen. Das Zeugnis
schließt mit einer Note und einer Punktzahl nach § 11 Absatz 1
ab. Unterschreitet die Dauer der jeweiligen Ausbildung einen
Monat, ist anstelle des Zeugnisses eine Bescheinigung über
Art und Dauer der Beschäftigung zu erteilen.

(2) Jeweils am Ende der Fachstudien I und II ist durch den
Direktor der Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-West-
falen oder eine von ihm beauftragte Lehrkraft und am Ende der
fachpraktischen Ausbildung durch den Leiter der Staatsanwalt-
schaft, bei der die Ausbildung stattfindet, über den Ausbildungs-
abschnitt ein den Erfordernissen des Absatzes 1 entsprechen-
des Zeugnis zu erteilen. Das am Ende der fachpraktischen
Ausbildung zu erstellende Zeugnis schließt mit einer Gesamt-
note und einer Gesamtpunktzahl nach § 11 Absatz 2 aller
während dieses Ausbildungsabschnitts erbrachten Leistungen
ab.

(3) Jedes Zeugnis ist dem Beamten zur Kenntnisnahme
vorzulegen und auf Wunsch zu besprechen. Die Zeugnisse
sind, gegebenenfalls mit einer Gegenäußerung, der General-
staatsanwaltschaft Dresden zuzuleiten und zu den Personal-
akten zu nehmen.
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§ 11
Noten

(1) Die einzelnen Leistungen in der Ausbildung sind wie
folgt zu bewerten:

(2) Sind eine Gesamtnote und eine Gesamtpunktzahl an-
zugeben, werden alle Einzelpunktzahlen addiert und durch ihre
Anzahl geteilt. Die Durchschnittspunktzahl wird auf zwei Dezi-
malstellen berechnet, eine dritte Dezimalstelle wird nicht be-
rücksichtigt. Der ermittelten Gesamtpunktzahl entsprechen fol-
gende Gesamtnoten:

§ 12
Ausscheiden aus der Ausbildung

Werden die Leistungen des Beamten in einem Ausbildungs-
abschnitt nicht mindestens mit der Note ausreichend bewertet
oder erfüllt der Beamte die Anforderungen in körperlicher, geis-
tiger oder charakterlicher Hinsicht nicht, scheidet er aus der Aus-
bildung aus. Die Entscheidung trifft die Generalstaatsanwalt-
schaft Dresden.

Abschnitt 3
Prüfung

§ 13
Prüfung

(1) Die Prüfung soll zeigen, ob der Beamte nach seinen
Fähigkeiten, Kenntnissen, Leistungen und seiner Persönlich-
keit für den Amtsanwaltsdienst geeignet ist.

(2) Die Prüfung wird vor dem Landesjustizprüfungsamt
Nordrhein-Westfalen als gemeinsames Prüfungsamt für die
Abnahme der Amtsanwaltsprüfung abgelegt. Für das
Prüfungsverfahren gelten die Bestimmungen des Staatsvertra-
ges über die Einrichtung eines gemeinsamen Studienganges
für den Amtsanwaltsdienst und die Errichtung eines gemein-
samen Prüfungsamtes für die Abnahme der Amtsanwalts-
prüfung und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Amts-
anwälte, soweit diese Verordnung keine abweichende
Bestimmung enthält.

(3) Zuständig für die Vorstellung zur Amtsanwaltsprüfung
nach §§ 16, 27 Absatz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Amtsanwälte ist die Generalstaatsanwaltschaft Dresden.

(4) Fünf Arbeitstage vor dem Tag der mündlichen Prüfung
sind die Beamten vom Dienst befreit.

§ 14
Wiederholung der Prüfung

Die Erklärung, von der Wiederholungsprüfung Gebrauch
machen zu wollen, ist innerhalb eines Monats nach der Be-
kanntgabe, dass die Prüfung nicht bestanden wurde, gegen-
über der Generalstaatsanwaltschaft Dresden abzugeben.

§ 15
Verwendung nach der Prüfung

Der Beamte, der die Prüfung bestanden oder endgültig
nicht bestanden hat, scheidet aus der Ausbildung aus.

Abschnitt 4
Inkrafttreten

§ 16
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Gesamtpunktzahl Gesamtnote 

(14,00 bis 18,00 Punkte) sehr gut 

(11,50 bis 13,99 Punkte) gut 

(9,00 bis 11,49 Punkte) vollbefriedigend 

(6,50 bis 8,99 Punkte) befriedigend 

(4,00 bis 6,49 Punkte) ausreichend 

(1,50 bis 3,99 Punkte) mangelhaft 

(0 bis 1,49 Punkte) ungenügend 

Note Punktzahl Beschreibung 

sehr gut (16 bis 18 Punkte) eine besonders hervor-

ragende Leistung 

gut (13 bis 15 Punkte) eine erheblich über den 

durchschnittlichen An-

forderungen liegende 

Leistung 

vollbefriedigend (10 bis 12 Punkte) eine über den durch-

schnittlichen Anforde-

rungen liegende Leis-

tung 

befriedigend (7 bis 9 Punkte) eine Leistung, die in je-

der Hinsicht durch-

schnittlichen Anforde-

rungen entspricht 

ausreichend (4 bis 6 Punkte) eine Leistung, die trotz 

ihrer Mängel durch-

schnittlichen Anforde-

rungen noch entspricht 

mangelhaft (1 bis 3 Punkte) eine an erheblichen 

Mängeln leidende, im 

Ganzen nicht mehr 

brauchbare Leistung 

ungenügend (0 Punkte) eine völlig unbrauch-

bare Leistung 

Dresden, den 3. August 2016

Der Staatsminister der Justiz
Sebastian Gemkow

297

8. September 2016 Nr. 9 Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt



Zweite Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen

zur Änderung des Neunten Sächsischen Kostenverzeichnisses

Vom 25. Juli 2016

Das Staatsministerium der Finanzen verordnet auf Grund
– des § 6 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 des Verwal-

tungskostengesetzes des Freistaates Sachsen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. September 2003
(SächsGVBl. S. 698), dessen Absatz 3 durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 25. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 62) ein-
gefügt worden ist, im Einvernehmen mit der Staatskanzlei,
dem Staatsministerium des Innern, dem Staatsministe-
rium der Justiz, dem Staatsministerium für Kultus, dem
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, dem
Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, dem
Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz so-
wie dem Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft
und

– des § 7 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaates
Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. September 2003 (SächsGVBl. S. 698) im Benehmen
mit dem Staatsministerium des Innern und dem Staats-
ministerium für Umwelt und Landwirtschaft:

Artikel 1
Änderung des Neunten Sächsischen

Kostenverzeichnisses

Das Neunte Sächsische Kostenverzeichnis vom 21. Sep-
tember 2011 (SächsGVBl. S. 410), das zuletzt durch Artikel 2
Absatz 3 der Verordnung vom 9. Oktober 2015 (SächsGVBl.
S. 515) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

I. Die §§ 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
„§ 1

Anwendungsbereich

Die Anlagen 1 bis 7 regeln
1. die Höhe der Verwaltungsgebühren gemäß § 6 Ab-

satz 1 Satz 1 und Absatz 3 des Verwaltungskosten-
gesetzes des Freistaates Sachsen,

2. Fälle der Nichterhebung von Kosten gemäß § 7 des
Verwaltungskostengesetzes des Freistaates Sachsen,

3. die Ausnahmen gemäß § 12 Absatz 2 des Verwal-
tungskostengesetzes des Freistaates Sachsen,

4. die Höhe der Schreibauslagen gemäß § 13 Satz 2 des
Verwaltungskostengesetzes des Freistaates Sachsen
und

5. die Höhe der Gebühren und Auslagen gemäß § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes über den einheitlichen An-
sprechpartner im Freistaat Sachsen.

§ 2
Rahmengebühren bei Genehmigungen im Sinne

der Richtlinie 2006/123/EG

Bei der Ermittlung der Gebühr innerhalb der Ge-
bührenrahmen der Anlage 1
1. laufende Nummer 4 Tarifstelle 9,
2. laufende Nummer 16 Tarifstelle 8.1 bis 8.3,
3. laufende Nummer 17 Tarifstelle 7.1.1 und 7.1.2,
4. laufende Nummer 18 Tarifstelle 5.1, 5.4.1 und 5.4.2,

5. laufende Nummer 25 Tarifstelle 1, 6 und 8,
6. laufende Nummer 28 Tarifstelle 1 bis 3,
7. laufende Nummer 33 Tarifstelle 1,
8. laufende Nummer 34,
9. laufende Nummer 35,
10. laufende Nummer 41 Tarifstelle 2,
11. laufende Nummer 42 Tarifstelle 1, 2, 4 und 8,
12. laufende Nummer 44 Tarifstelle 17,
13. laufende Nummer 46 Tarifstelle 2 bis 6, 8, 9, 11 bis 22,
14. laufende Nummer 50,
15. laufende Nummer 54 Tarifstelle 1, 2 und 5,
16. laufende Nummer 55 Tarifstelle 1.24, 1.29, 2.1, 3.1,

5.6, 10.1, 11.2, 15.1, 16.1 und 17.3,
17. laufende Nummer 64 Tarifstelle 3.1,
18. laufende Nummer 65 Tarifstelle 3.1 und
19. laufende Nummer 99 Tarifstelle 3.1
sind die Maßstäbe des Artikels 13 Absatz 2 Satz 2 der
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen
im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36) und
des § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungskostengeset-
zes des Freistaates Sachsen anzuwenden. Satz 1 gilt nicht
für die Gebühren nach Anlage 1 laufende Nummer 25
Tarifstelle 6, laufende Nummer 46 Tarifstelle 8, 9 und 11
sowie laufende Nummer 64 Tarifstelle 3.1, soweit sich die
Erlaubnis oder Gestattung nicht auf eine Dienstleistung im
Sinne der Richtlinie 2006/123/EG bezieht. Für die Gebüh-
ren nach Anlage 1 laufende Nummer 46 Tarifstelle 6 gilt
Satz 1 nur für die in § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und 4 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zu-
letzt durch Artikel 4 Absatz 58 des Gesetzes vom 18. Juli
2016 (BGBl. I S. 1666) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, bestimmten Fälle.“

II. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zur laufenden Nummer 53 wird wie folgt

gefasst:
„53 aufgehoben“.

b) Die Angabe zur laufenden Nummer 85 wird wie folgt
gefasst:
„85 Stationäre Einrichtungen nach dem Sächsischen

Betreuungs- und Wohnqualitätsgesetz“.
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2. Vor der laufenden Nummer 1 werden die allgemeinen Be-
merkungen wie folgt gefasst:

3. In der laufenden Nummer 1 wird in der Tarifstelle 8.4
Spalte Gebühren die Angabe „10 bis 100“ durch die An-
gabe „25 bis 150“ ersetzt.

4. Die laufende Nummer 3 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „S. 15), zuletzt geändert durch Ver-

ordnung (EU) Nr. 664/2011 (ABl. L 182 vom
12.7.2011, S. 2)“ werden durch die Wörter „S. 15,
L 334 vom 13.12.2013, S. 46, L 277 vom
22.10.2015, S. 61), die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2015/2002 (ABl. L 294 vom
11.11.2015, S. 1) geändert worden ist“ ersetzt.

bb) Die Wörter „Verordnung zur Transportgenehmi-
gung (Transportgenehmigungsverordnung – TgV)“
werden durch die Wörter „Anzeige- und Erlaub-
nisverordnung (AbfAEV)“ ersetzt.

b) In der Tarifstelle 9.3 Spalte Gegenstand werden nach
der Angabe „§ 6 Abs. 1 Satz 1 NachwV“ die Wörter
„und Bestätigung des geänderten Entsorgungsnach-
weises“ eingefügt.

c) In der Tarifstelle 9.4 Spalte Gegenstand werden nach
der Angabe „§ 6 Abs. 1 Satz 1 NachwV“ die Wörter
„und Bestätigung des geänderten Sammelentsor-
gungsnachweises“ eingefügt.

d) In der Tarifstelle 9.11 Spalte Gegenstand werden die
Wörter „Identifikations-, Erzeuger-, Beförderer- und
Entsorgernummern“ durch das Wort „Kennnummern“
ersetzt.

e) In der Tarifstelle 13 Spalte Gegenstand werden nach
der Angabe „1013/2006“ die Wörter „über die Verbrin-
gung von Abfällen“ eingefügt.

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„Die Vorschriften der laufenden Nummern 3 bis 102 gehen 
den Vorschriften der laufenden Nummer 1 vor. 

Soweit Gebühren oder Gebührenrahmen nach § 6 Abs. 3 
Satz 2 SächsVwKG aufgrund von Vorgaben im Bundes-
recht oder in Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft 
ermittelt wurden, sind die einschlägigen Gebührenbemes-
sungskriterien aus der jeweiligen Anmerkung zu der Ge-
bühr oder dem Gebührenrahmen zu entnehmen. 

Soweit in dieser Anlage auf Rechtsvorschriften verwiesen 
wird, bezieht sich die Verweisung auf die Vorschriften in ih-
rer jeweils geltenden Fassung, sofern nichts anderes be-
stimmt ist. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, ist in den Gebühren die 
gesetzliche Umsatzsteuer nicht enthalten. Unterliegt die 
Amtshandlung der Umsatzsteuer, erhöht sich dann die je-
weilige Gebühr um die gesetzliche Umsatzsteuer.“ 
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f) Die Tarifstellen 14 bis 14.5.2 werden durch die folgen-
den Tarifstellen 14 bis 14.2 ersetzt:

5. Die laufende Nummer 5 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung

(EU) Nr. 189/2011 (ABl. L 53 vom 26.2.2011,
S. 56)“ werden durch die Wörter „die zuletzt
durch die Verordnung (EU) 2016/27 (ABl. L 9
vom 14.1.2016, S. 4) geändert worden ist“ er-
setzt.

bb) Die Wörter „Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Mai 2003 über die Veterinärbedingungen für
die Verbringung von Heimtieren zu anderen als
Handelszwecken und zur Änderung der Richt-
linie 92/65/EWG des Rates (ABl. L 146 vom
13.6.2003, S. 1), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) Nr. 438/2010 (ABl. L 132 vom
29.5.2010, S. 3)“ werden durch die Wörter „Ver-
ordnung (EU) Nr. 576/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013
über die Verbringung von Heimtieren zu anderen
als Handelszwecken und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 998/2003 (ABl. L 178 vom
28.6.2013, S. 1, L 115 vom 6.5.2015, S. 43)“ er-
setzt.

cc) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 563/2012 (ABl. L 168 vom 28.6.2012,
S. 24)“ werden durch die Wörter „die zuletzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 652/2014 (ABl.
L 189 vom 27.6.2014, S. 1) geändert worden ist“
ersetzt.

dd) Die Wörter „Tierseuchengesetz (TierSG)“ wer-
den durch die Wörter „Tiergesundheitsgesetz
(TierGesG)“ ersetzt.

b) Die Tarifstellen 1 bis 1.11 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1. Untersuchung von Tieren nach § 38 Abs. 11 in Verbindung mit 

§ 6 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. a TierGesG, Artikel 21 Abs. 1 und 2 

der Verordnung (EG) Nr. 1/2005, § 19 Abs. 1 Satz 1 TierSchTrV 

und § 16 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 des Tierschutzgesetzes einschließ-

lich Zertifizierung 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„14. Anzeige- und Erlaubnisverordnung 

14.1 Vergabe der Vorgangsnummer nach § 7 Abs. 3 Satz 3 AbfAEV 

einschließlich der Erteilung von Befristungen, Auflagen und Be-

dingungen nach § 53 Abs. 3 Satz 1 KrWG und Untersagungen 

nach § 53 Abs. 3 Satz 3 KrWG infolge einer Anzeige nach § 53 

Abs. 1 KrWG 25 bis 500 

14.2 Erteilung einer Erlaubnis für Sammler, Beförderer, Händler und 

Makler von gefährlichen Abfällen nach § 54 Abs. 1 KrWG in Ver-

bindung mit § 10 Abs. 3 AbfAEV sowie der Anordnung von Ne-

benbestimmungen nach § 54 Abs. 2 KrWG 100 bis 6 000“. 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

1.1 Pferde 4,50 bis 65 

je Tier, 

mindestens 18 

1.2 sonstige Großtiere 5

je Tier, 

mindestens 18, 

höchstens 150 

1.3 Fohlen, Rinder unter 1 Jahr, ausgenommen Kälber bis 80 kg, 

und Schweine, ausgenommen Ferkel 3

je Tier, 

mindestens 18, 

höchstens 150 

1.4 Kameliden und Gatterwild 3

je Tier, 

mindestens 18, 

höchstens 150 

1.5 Ferkel, Kälber bis 80 kg und Schafe einschließlich Lämmer und 

Ziegen 0,70

je Tier, 

mindestens 18, 

höchstens 150 

1.6 Brieftauben, die in Spezialfahrzeugen gesammelt am Ort des 

Dienstsitzes des Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäram-

tes vorgeführt werden 10 bis 35 

je Fahrzeug 

1.7 Papageien und Sittiche, ausgenommen Wellensittiche und 

Nymphensittiche 3 bis 15 

je Tier, 

mindestens 18, 

höchstens 150 

1.8 Geflügel, ausgenommen Eintagsküken, sowie Hasen und Ka-

ninchen 0,15

je Tier, 

mindestens 18, 

höchstens 150 

1.9 sonstige Vögel, Eintagsküken, Wellensittiche und Nymphensitti-

che 10 bis 150 

je Sendung 

1.10 Fische 6,50

je Hälterungseinheit, 

mindestens 18 

1.11 Bienen 3

je attestiertem Volk, 

mindestens 18, 

höchstens 150“. 
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c) Die Tarifstelle 1.13 wird wie folgt gefasst:

d) Die Tarifstellen 4 bis 6 werden wie folgt gefasst:

e) In den Tarifstellen 8, 9 und 10 Spalte Gegenstand wird
jeweils die Angabe „§ 23 Satz 1 TierSG“ durch die
Wörter „§ 38 Abs. 11 in Verbindung mit § 6 Abs. 1
Nr. 10 Buchst. a TierGesG“ ersetzt.

f) Die Tarifstelle 11.1 wird wie folgt gefasst:

g) Die Tarifstellen 13 bis 15.3 werden durch die folgen-
den Tarifstellen 13 bis 15 ersetzt:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„13. Entnahme von Proben und Endbeurteilung nach Anhang III Ka-

pitel A Ziffer I Nr. 2 bis 5 und Ziffer II Nr. 2 und 3 der Verordnung 

(EG) Nr. 999/2001 sowie nach § 1 Abs. 1 Satz 1 oder § 1a 

Abs. 1 der TSE-Überwachungsverordnung 0,80 bis 11,20 

je Probenahme, 

mindestens 5 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.13 Untersuchung nach § 6 Nr. 3 der Tollwut-Verordnung, § 24 

Abs. 3 TierGesG und für besondere Anforderungen im Reise-

verkehr“.

Lfd. Nr. Tarif-
stelle

Gegenstand Gebühren 
EUR 

„4. Überwachung von Tiermärkten, Tierversteigerungen, Tier-

schauen und dergleichen nach § 25 Abs. 1 und 3 TierGesG oder

§ 6 Abs. 1 Satz 1 und 3 sowie Abs. 2 ViehVerkV 35 bis 725 

je Tag 

5. Untersuchung von Tierbeständen mit und ohne Gesundheitsbe-

scheinigung zur Beschickung von Versteigerungen, Ausstellun-

gen, zum Weidewechsel, zum Ortswechsel, zur Entfernung aus 

Sperr- und Beobachtungsgebieten oder zur behördlichen Be-

obachtung von eingeführten oder verbrachten Zucht- und Nutz-

tieren bei Käufern nach § 38 Abs. 11 in Verbindung mit § 6 

Abs. 1 Nr. 15 TierGesG oder § 34 Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 2 

bis 5 BmTierSSchV 35 bis 190 

6. Zerlegung von Tieren mit Bericht nach § 5 Abs. 3 Satz 1 und 2 

TierGesG 18

je angefangene viertel Stunde“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„11.1 nach § 24 Abs. 3 TierGesG 18

je angefangene viertel Stunde“. 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

14. grenztierärztliche Tätigkeiten im Sinne des Anhangs V Ab-

schnitt A der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 bei der Einfuhr von

14.1 Tieren nach der Entscheidung 97/794/EG der Kommission vom 

12. November 1997 mit Durchführungsbestimmungen zur Richt-

linie 91/496/EWG des Rates hinsichtlich der Veterinärkontrollen 

für aus Drittländern einzuführende lebende Tiere (ABl. L 323 

vom 26.11.1997, S. 31), die durch den Durchführungsbe-

schluss 2014/92/EU (ABl. L 46 vom 18.2.2014, S. 18) geändert 

worden ist, wie zum Beispiel Vögel, Nagetiere, Hasentiere, Pelz-

tiere, Bienen, Wirbellose, Reptilien und Amphibien, gefährliche 

Zoo- und Zirkustiere einschließlich Paarhufer und Equiden und 

Tiere der Aquakultur einschließlich aller lebender Fische 5

je Tier, 

mindestens 34 je Sendung, 

höchstens 168 je Sendung 

14.2 Warenproben, Mustersendungen und wissenschaftlichem Mate-

rial zu Forschungszwecken, Diagnostika, die nicht nach der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1069/2009 des europäischen Parlaments und 

des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für 

nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Neben-

produkte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 1774/2002 (Verordnung über tierische Nebenprodukte) (ABl. 

L 300 vom 14.11.2009, S. 1, L 348 vom 4.12.2014, S. 31), die 

zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 1385/2013 (ABl. L 354 

vom 28.12.2013, S. 86) geändert worden ist, zu beurteilen sind, 

nach § 22 Abs. 4, § 24 in Verbindung mit Anlage 4 

BmTierSSchV und der Lebensmitteleinfuhr-Verordnung 17 bis 64 

je Sendung 

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g 

zu den Tarifstellen 14.1 und 14.2: 

Für die Ermittlung der Gebühr innerhalb 

des Gebührenrahmens gelten die in Arti-

kel 27 Abs. 4 und 5 der Verordnung (EG) 

Nr. 882/2004 festgelegten Gebührenbe-

messungsgrundsätze. 

15. amtsärztliche Tätigkeiten bei der Verbringung von Heimtieren zu 

anderen als Handelszwecken nach Artikel 33 bis 35 der Verord-

nung (EU) Nr. 576/2013 5

je Tier, 

mindestens 34 je Sendung, 

höchstens 168 je Sendung 
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6. Die laufende Nummer 6 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Nach dem Wort „(Einigungsvertrag)“ werden eine

Leerzeile, die Wörter „Sächsisches Gesetz über
die Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufs-
qualifikationen (Sächsisches Berufsqualifika-
tionsfeststellungsgesetz – SächsBQFG)“ sowie
eine Leerzeile und die Wörter „Befähigungs-Aner-
kennungsgesetz Lehrer (BefäAnG Lehrer)“ ein-
gefügt.

bb) Die Wörter „und Sport“ werden jeweils ge-
strichen.

b) In der Tarifstelle 3 Spalte Gegenstand werden die
Wörter „in Verbindung mit Nummer 2.1 und 2.3 der
Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Kultus über die Landesregelung zur An-
erkennung als ,Staatlich anerkannter Erzieher/Staatlich
anerkannte Erzieherin‘ (VwV Erzieheranerkennung) vom
1. Oktober 1996 (MBl. SMK 1997 S. 1), zuletzt enthal-
ten in der Verwaltungsvorschrift vom 11. Dezember
2009 (SächsABl. SDr. S. S 2535)“ gestrichen.

c) Die Tarifstelle 4 wird wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„4. Anerkennung von ausländischen Schulzeugnissen einschließ-

lich Abschlusszeugnissen und ähnlichen Vorbildungsnachwei-

sen bis zum Hochschulzugang beispielsweise nach § 36 Abs. 1 

BFSO in Verbindung mit § 4 Abs. 1 SächsBQFG oder § 42 

Abs. 1 FSO in Verbindung mit § 4 Abs. 1 SächsBQFG, soweit 

nicht laufende Nummer 98 anzuwenden ist 30 bis 400“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g  e  n 

zu den Tarifstellen 1 bis 15: 

(1) Für Verrichtungen, die von 18 bis 

8 Uhr sowie an Sonn-, Feiertagen 

und Sonnabenden vorgenommen 

werden müssen, erhöhen sich die 

Gebühren um 100 Prozent. 

(2) Verzögert sich die Vornahme einer 

Verrichtung ohne Schuld des Amts-

tierarztes, können die Gebühren für 

jede angefangene viertel Stunde um 

18 EUR erhöht werden. Das Gleiche 

gilt, wenn eine Verrichtung aus die-

sen Gründen nicht vorgenommen 

oder abgeschlossen werden kann. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

die Verrichtungen an den Grenzkon-

trollstellen während der festgelegten 

Öffnungszeiten.“ 
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d) Folgende Tarifstelle 7 wird angefügt:

7. In der laufenden Nummer 11 wird die Tarifstelle 4 durch die
folgenden Tarifstellen 4 bis 4.2 ersetzt:

8. Die laufende Nummer 16 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „Gesetz über den Beruf der Ret-

tungsassistentin und des Rettungsassistenten
(Rettungsassistentengesetz – RettAssG)“ wer-
den durch die Wörter „Notfallsanitätergesetz
(NotSanG)“ ersetzt.

bb) Vor den Wörtern „Gesetz über Schulen in freier
Trägerschaft“ wird das Wort „Sächsisches“ ein-
gefügt.

b) In Tarifstelle 3 Spalte Gegenstand wird vor dem Wort
„Gesetzes“ das Wort „Sächsischen“ eingefügt.

c) Die Tarifstellen 4 bis 6 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„4. Einrichtungen zur Annahme von Praktikanten 

4.1 Ermächtigung zur Annahme von Praktikanten nach § 7 Abs. 1 

MPhG 40 bis 230 

4.2 Genehmigung einer Lehrrettungswache nach § 6 Abs. 1 in Ver-

bindung mit § 5 Abs. 2 Satz 3 NotSanG 40 bis 340 

5. Rücknahme oder Widerruf von Ermächtigungen oder Genehmi-

gungen im Sinne der Tarifstellen 4.1 und 4.2 nach § 1 Satz 1 

SächsVwVfZG in Verbindung mit § 48 Abs. 1 Satz 1 oder § 49 

Abs. 2 Satz 1 VwVfG 50 bis 130 

6. Staatliche Anerkennung einer Schule nach § 4 Abs. 1 ErgThG, 

§ 4 Satz 2 DiätAssG, § 6 Abs. 2 Satz 1 HebG, § 4 Abs. 3 Satz 1 

KrPflG, § 4 Abs. 1 des Gesetzes über den Beruf des Logopä-

den, § 4 Satz 2 MTAG, § 4 Satz 2 OrthoptG, § 4 Abs. 2 Satz 1 

und § 9 Abs. 1 Satz 2 MPhG, § 4 Satz 2 PodG, § 6 Abs. 1 in 

Verbindung mit § 5 Abs. 2 Satz 2 NotSanG sowie einer Lehran-

stalt nach § 5 Abs. 1 des Gesetzes über den Beruf des pharma-

zeutisch-technischen Assistenten 380 bis 1 450“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„7. Gleichstellung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 BefäAnG Lehrer 150 bis 500“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„4. Biostoffverordnung 

4.1 Erteilung einer Erlaubnis zur Aufnahme von Tätigkeiten nach 

§ 15 Abs. 1 Satz 1 BioStoffV 400 bis 2 500 

4.2 Erteilung einer behördlichen Ausnahme nach § 18 BioStoffV 150 bis 2 500“. 
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9. Die laufende Nummer 17 wird wie folgt geändert:
a) In der Tarifstelle 1.2 Spalte Gegenstand Absatz 2

Satz 1 werden die Wörter „Indexzahl 1,00 für das
Jahr 2005“ durch die Wörter „Indexzahl 1,00 für das
Jahr 2010“ ersetzt.

b) In der Tarifstelle 1.4 Spalte Gegenstand Absatz 2
Satz 2 Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „83“
durch die Angabe „88“ ersetzt.

c) In der Tarifstelle 4.1.1 Spalte Gegenstand werden die
Wörter „im Sinne von § 2 Abs. 4 SächsBO (Sonder-
bauten) nach § 72 Abs. 1 in Verbindung mit § 64 Satz 1
SächsBO“ durch die Wörter „im Baugenehmigungs-
verfahren nach § 72 Abs. 1 in Verbindung mit § 64
Satz 1 SächsBO“ ersetzt.

d) In der Tarifstelle 4.9.6 Spalte Gebühren wird die An-
gabe „150“ durch die Angabe „200“ ersetzt.

e) In der Tarifstelle 6.3.1 Spalte Gegenstand wird jeweils
die Angabe „und Abs. 3“ gestrichen.

f) In der Tarifstelle 6.3.2 Spalte Gegenstand wird die An-
gabe „Abs. 2“ durch die Angabe „Abs. 1“ ersetzt.

g) Nach Tarifstelle 6.3.2 wird folgende Tarifstelle 6.3.3
eingefügt:

h) Die Tarifstellen 6.6.1 und 6.6.2 werden wie folgt ge-
fasst:

i) In der Tarifstelle 6.7.2 Spalte Gebühren wird die An-
gabe „10 bis 50“ durch die Angabe „18 bis 65“ ersetzt.

j) Die Tarifstelle 7.1.2 einschließlich der Anmerkung
wird aufgehoben.

k) Die Tarifstelle 7.1.3 wird Tarifstelle 7.1.2.

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„6.6.1 Erteilung der Ausführungsgenehmigung nach § 76 Abs. 2 

Satz 1 SächsBO für Fliegende Bauten 7

je angefangene 1 000 EUR der Herstel-

lungssumme der betriebsfähigen Anlage,

mindestens 100 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Neben der Gebühr nach Tarifstelle 6.6.1 

werden Gebühren nach Tarifstelle 4.8 er-

hoben. 

6.6.2 Verlängerung der Geltungsdauer der Ausführungsgenehmigung 

für Fliegende Bauten nach § 76 Abs. 4 Satz 2 SächsBO 100 bis 1 250 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Neben der Gebühr nach Tarifstelle 6.6.2 

werden Gebühren nach Tarifstelle 1.4 

Abs. 2 Nr. 3 erhoben.“ 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„6.3.3 Beteiligung von Nachbarn nach § 70 Abs. 3 Satz 1 und 2 

SächsBO 5 bis 20 

je Nachbar“. 
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10. Die laufende Nummer 25 wird wie folgt geändert:
a) In der Aufzählung der Rechtsgrundlagen werden die

Wörter „geändert durch Verordnung (EU) Nr. 744/2010
(ABl. L 218 vom 19.8.2010, S. 2)“ durch die Wörter
„die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 1088/2013
(ABl. L 293 vom 5.11.2013, S. 29) geändert worden
ist“ ersetzt.

b) In der Tarifstelle 1 Spalte Gebühren wird die Angabe
„500 bis 11 500“ durch die Angabe „600 bis 12 600“ er-
setzt.

c) In der Tarifstelle 2.1 Spalte Gebühren wird die Angabe
„300 bis 5 400“ durch die Angabe „350 bis 6 200“ er-
setzt.

d) In der Tarifstelle 2.2.2 Spalte Gebühren wird die An-
gabe „70 bis 2 600“ durch die Angabe „80 bis 2 950“
ersetzt.

e) In der Tarifstelle 2.3.2 Spalte Gebühren wird die An-
gabe „20 bis 1 500“ durch die Angabe „40 bis 1 570“
ersetzt.

f) In der Tarifstelle 6 Spalte Gebühren wird die Angabe
„60 bis 750“ durch die Angabe „70 bis 820“ ersetzt.

g) In der Tarifstelle 7 Spalte Gebühren wird die Angabe
„150 bis 1 600“ durch die Angabe „170 bis 1 750“ er-
setzt.

h) In der Tarifstelle 8 Spalte Gebühren wird die Angabe
„100 bis 800“ durch die Angabe „140 bis 870“ ersetzt.

i) In der Tarifstelle 9.1 Spalte Gebühren wird die Angabe
„100 bis 1 100“ durch die Angabe „100 bis 1 200“ er-
setzt.

j) In der Tarifstelle 9.2 Spalte Gebühren wird die Angabe
„80 bis 550“ durch die Angabe „90 bis 600“ ersetzt.

11. In der laufenden Nummer 38 wird die Tarifstelle 1.2 wie
folgt gefasst:

12. Die laufende Nummer 39 wird wie folgt geändert:
a) Die Tarifstellen 1 bis 16 werden durch die folgenden

Tarifstellen 1 bis 13 ersetzt:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1. Genehmigung zur Umwandlung von Wald in eine andere Nut-

zungsart (Umwandlungsgenehmigung) oder vorrangigen Mitbe-

nutzung der Grundflächen für nichtforstliche Zwecke nach § 8 

Abs. 1 Satz 1 und 2 SächsWaldG 7,50

je Ar in Anspruch genommene Fläche, 

mindestens 200, 

höchstens 5 000 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.2 Fischereischein nach § 20 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 22 Abs. 1 SächsFischG oder in Ver-

bindung mit § 22 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 SächsFischG 

in Verbindung mit § 33 Abs. 1 SächsFischVO 7 bis 21“. 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

2. Genehmigung zur Beseitigung des Baumbestandes nach § 8 

Abs. 8 Satz 2 SächsWaldG zur Anlage 

2.1 forstbetrieblicher Einrichtungen 60

2.2 von Leitungsschneisen im Wald 5

je Ar in Anspruch genommene Fläche, 

mindestens 100, 

höchstens 600 

3. Genehmigung zur Erstaufforstung nach § 10 Abs. 1 Satz 1 

und 2 SächsWaldG kostenfrei

4. Genehmigung der Sperrung von Wald durch die Forstbehörde 

nach § 13 Abs. 2 Satz 1 SächsWaldG 85 bis 220 

5. Genehmigung zum Anzünden von Feuer, zur Verwendung von 

offenem Licht und für Anlagen, die mit der Errichtung oder dem 

Betrieb einer Feuerstätte verbunden sind, im Wald oder in einem 

Abstand von weniger als 100 m vom Wald nach § 15 Abs. 1 

SächsWaldG 75

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

In Fällen minderer Bedeutung kann von 

der Erhebung einer Gebühr abgesehen 

werden. 

6. Genehmigung von Kahlhieben mit einer Fläche von mehr als 

zwei Hektar nach § 19 Abs. 3 Satz 1 SächsWaldG 0,50

je Ar Gesamtfläche, 

mindestens 100, 

höchstens 500 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Der Gesamtfläche sind angrenzende 

Kahlflächen und noch nicht gesicherte 

Verjüngungen zuzurechnen. 

7. Verlängerung der Wiederaufforstungsfrist nach § 20 Abs. 3 

Satz 1 SächsWaldG 60

8. Verpflichtung zur Duldung der Anlage eines Waldweges und 

Festsetzung einer angemessenen Entschädigung nach § 21 

Abs. 2 SächsWaldG 60 bis 220 

9. forstaufsichtliche Anordnungen nach § 40 Abs. 4 Satz 2 oder

Abs. 5 Satz 2 SächsWaldG 60 bis 600 

10. Verpflichtung von Privatforstbediensteten als Forstschutzbeauf-

tragte nach § 50 Abs. 3 Nr. 2 SächsWaldG kostenfrei
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b) Die Tarifstellen 17 bis 17.6 werden die Tarifstellen 14
bis 14.6.

13. In der laufenden Nummer 40 wird die Aufzählung der
Rechtsgrundlagen wie folgt geändert:
a) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung (EU)

Nr. 630/2013 (ABl. L 179 vom 29.6.2013, S. 60)“ wer-
den durch die Wörter „die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2016/27 (ABl. L 9 vom 14.1.2016, S. 4)
geändert worden ist“ ersetzt.

b) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung (EU)
Nr. 563/2012 (ABl. L 168 vom 28.6.2012, S. 24)“ wer-
den durch die Wörter „die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) Nr. 652/2014 (ABl. L 189 vom 27.6.2014,
S. 1) geändert worden ist“ ersetzt.

c) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung (EU)
Nr. 225/2012 (ABl. L 77 vom 16.3.2012, S. 1)“ werden
durch die Wörter „die zuletzt durch die Verordnung
(EU) 2015/1905 (ABl. L 278 vom 23.10.2015, S. 5)
geändert worden ist“ ersetzt.

d) Nach der Angabe „(ABl. L 43 vom 15.2.2007, S. 9)“
werden die Wörter „, die durch die Durchführungsver-
ordnung (EU) Nr. 1157/2014 (ABl. L 309 vom
30.10.2014, S. 30) geändert worden ist“ eingefügt.

14. Die laufende Nummer 51 wird wie folgt geändert:
a) In der Aufzählung der Rechtsgrundlagen werden die

Wörter „Gesetz über den Beruf der Rettungsassisten-
tin und des Rettungsassistenten (Rettungsassisten-
tengesetz – RettAssG)“ durch die Angabe „Notfall-
sanitätergesetz (NotSanG)“ ersetzt.

b) Die Tarifstellen 1 bis 2 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1. Erteilung einer Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 

nach § 1 Abs. 1 HebG, § 1 Abs. 1 KrPflG, § 1 Abs. 1 MTAG, § 1 

Abs. 1 MPhG, § 1 Abs. 1 DiätAssG, § 1 Abs. 1 des Gesetzes 

über den Beruf des Logopäden, § 1 Abs. 1 und § 32 Abs. 1 

Satz 2 und Abs. 2 NotSanG, § 1 Abs. 1 OrthoptG, § 1 Abs. 1 

ErgThG, § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Beruf des pharma-

zeutisch-technischen Assistenten, § 1 Abs. 1 Satz 1 PodG oder

§ 1 AltPflG 

1.1 wenn zuvor die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes fest-

gestellt werden muss 70 bis 280 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

11. Verleihung der Rechtsfähigkeit forstlicher Zusammenschlüsse 

nach § 19 des Bundeswaldgesetzes in Verbindung mit § 22 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches 60

12. Anerkennung einer Forstbetriebsgemeinschaft nach § 18 Abs. 1 

des Bundeswaldgesetzes oder einer Forstwirtschaftlichen Ver-

einigung nach § 38 Abs. 1 des Bundeswaldgesetzes 60

13. Anerkennung eines Betriebsgutachtens im Sinne von § 34b 

Abs. 4 Nr. 1 EStG 100 bis 500“. 
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c) Die Tarifstelle 5 wird durch die folgenden Tarifstellen 5
bis 5.2 ersetzt:

15. Die laufende Nummer 53 wird aufgehoben.

16. Die laufende Nummer 55 wird wie folgt geändert:
a) Die Tarifstellen 1.3 bis 1.3.3 werden durch folgende

Tarifstelle 1.3 ersetzt:

b) Die Tarifstellen 1.4 bis 1.4.2 werden durch folgende
Tarifstelle 1.4 ersetzt:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.4 Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 Satz 1 BImSchG Gebühr nach Tarifstelle 1.1 oder 1.2, be-

zogen auf die Kosten der Änderung“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

1.2 wenn die Erteilung mit besonderem Verwaltungsaufwand ver-

bunden ist, insbesondere bei einem Eintrag im Führungszeug-

nis 90 bis 450 

1.3 im Übrigen 35 bis 65 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Die den Prüfern oder Sachverständigen für eine notwendige 

Prüfung zustehenden Entschädigungen werden als Auslagen 

nach § 12 SächsVwKG erhoben. 

2. Rücknahme oder Widerruf einer Erlaubnis oder Anerkennung 

nach § 3 HebG, § 2 Abs. 2 KrPflG, § 3 des Gesetzes über den 

Beruf des Logopäden, § 2 Abs. 2 NotSanG, § 3 ErgThG, § 3 des 

Gesetzes über den Beruf des pharmazeutisch-technischen As-

sistenten, § 2 Abs. 2 AltPflG oder § 1 Satz 1 SächsVwVfZG in 

Verbindung mit § 49 Abs. 2 Satz 1 VwVfG 50 bis 370“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„5. staatliche Anerkennung als Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter, 

Sozialpädagogin oder Sozialpädagoge, Heilpädagogin oder

Heilpädagoge und Kindheitspädagogin oder Kindheitspädagoge 

nach § 1 Abs. 1 oder § 2 Abs. 1 und 2 SächsSozAnerkG 

5.1 ohne Einholen eines Sachverständigengutachtens 25 bis 70 

5.2 mit Einholen eines Sachverständigengutachtens 150 bis 470“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.3 Teilgenehmigung nach § 8 Abs. 1 BImSchG Gebühr nach Tarifstelle 1.1 oder 1.2, be-

zogen auf den jeweiligen Anlagenteil“. 
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c) Die Tarifstellen 1.6 bis 1.8 werden durch die folgenden
Tarifstellen 1.6 bis 1.8.2 ersetzt:

d) Die Tarifstelle 1.12 wird wie folgt gefasst:

e) Nach Tarifstelle 1.19 Spalte Gebühren wird Absatz 6
der Anmerkungen zu den Tarifstellen 1.1 bis 1.19 wie
folgt geändert:
aa) In Buchstabe d wird der Punkt am Ende durch ein

Komma ersetzt.
bb) Folgender Buchstabe e wird angefügt:

„e) in Fällen, in denen ein Ausgangszustands-
bericht gemäß § 10 Abs. 1a BImSchG vorzu-
legen war, um 200 bis 2 000 EUR.“

f) In Tarifstelle 9.5 Spalte Gebühren wird die Angabe
„600“ durch die Angabe „100“ ersetzt.

17. In der laufenden Nummer 57 werden die Tarifstellen 13
bis 13.3 durch die folgenden Tarifstellen 13 bis 13.4 ersetzt:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„13. Erteilung von Jagd- oder Falknerjagdscheinen nach § 15 Abs. 2 

und 7 in Verbindung mit § 16 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes 

13.1 Erteilung eines Jahresjagdscheines 55

13.2 Erteilung eines Jahresjagdscheines im zeitlichen Zusammen-

hang mit der Prüfung der Zuverlässigkeit und persönlichen Eig-

nung (§ 17 Abs. 1 Satz 2 des Bundesjagdgesetzes mit Verweis 

auf die §§ 5 und 6 des Waffengesetzes) durch die Waffenbe-

hörde oder Erteilung eines Falknerjagdscheines 25

13.3 Erteilung eines Tagesjagdscheines 20

13.4 Erteilung eines Jugendjagdscheines 15“.

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.6 Verlängerung einer Frist nach § 9 Abs. 2 Halbsatz 2 BImSchG 100 bis 1 100 

1.7 Erteilung einer Genehmigung nach § 4 Abs. 1 Satz 1, § 8 Abs. 1 

oder § 16 Abs. 1 Satz 1 BImSchG oder eines Vorbescheids 

nach § 9 Abs. 1 BImSchG, wenn der Gebührenberechnung Er-

richtungskosten nicht zugrunde gelegt werden können oder

wenn Errichtungskosten nur in untergeordnetem Maße entste-

hen 365 bis 11 100 

1.8 Zulassung eines vorzeitigen Beginns nach § 8a Abs. 1 und 3 

BImSchG 

1.8.1 wenn Errichtungskosten nicht zugrunde gelegt werden können 

oder nur in untergeordnetem Maße entstehen 200 bis 2 600 

1.8.2 im Übrigen 20 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 1.1, 1.2, 1.3 oder 1.4, 

mindestens 200“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.12 Verlängerung von Fristen nach § 18 Abs. 3 BImSchG 100 bis 10 100“. 
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18. Die laufende Nummer 64 wird wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„64 Lebensmittel pflanzlicher Herkunft, umweltgerechte Land-
wirtschaft, ökologischer Landbau 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission 

vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord-

nung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und 

Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 

(ABl. L 157 vom 15.6.2011, S. 1, L 70 vom 11.3.2014, S. 37), 

die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 2016/674 

(ABl. L 116 vom 30.4.2016, S. 23) geändert worden ist 

Verordnung (EG) Nr. 889/2008 der Kommission vom 5. Sep-

tember 2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung 

(EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische 

Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologi-

schen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen 

Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle (ABl. L 250 vom 

18.9.2008, S. 1, L 256 vom 29.9.2009, S. 39, L 359 vom 

29.12.2012, S. 77), die zuletzt durch die Durchführungsverord-

nung (EU) 2016/673 (ABl. L 116 vom 30.4.2016, S. 8) geändert 

worden ist 

Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen 

Union auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus (Öko-Land-

baugesetz – ÖLG) 

Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwal-

tungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG)

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt 

und Landwirtschaft zur Beleihung privater Kontrollstellen nach 

dem Öko-Landbaugesetz 

1. Ausstellen einer EG-Konformitätsbescheinigung für die Ausfuhr 

von Obst und Gemüse auf Anforderung nach Artikel 14 Abs. 1 

Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 543/2011 23 bis 46 

2. Durchführung einer Nachkontrolle bei vorangegangenen Kon-

trollen mit Beanstandungen nach Artikel 17 Abs. 3 Satz 5 der 

Verordnung (EG) Nr. 543/2011 23 bis 46 

je angefangene halbe Arbeitsstunde 

3. Ökologischer Landbau 

3.1 Beleihung von Kontrollstellen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der Ver-

ordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und 

Landwirtschaft zur Beleihung privater Kontrollstellen nach dem 

Öko-Landbaugesetz und deren Widerruf nach § 5 der Verord-

nung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und 

Landwirtschaft zur Beleihung privater Kontrollstellen nach dem 

Öko-Landbaugesetz 140 bis 2 760 

3.2 Nachkontrollen aufgrund von Beanstandungen bei vorangegan-

genen Kontrollen nach § 8 Abs. 2 Satz 1 ÖLG 135 bis 1 390 

3.3 Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
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19. Die laufende Nummer 65 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „zuletzt geändert durch Durch-

führungsverordnung (EU) Nr. 576/2011 (ABl.
L 159 vom 17.6.2011, S. 66)“ werden durch die
Wörter „die zuletzt durch die Verordnung (EU)
Nr. 519/2013 (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 74)
geändert worden ist“ ersetzt.

bb) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 557/2010 (ABl. L 159 vom 25.6.2010,
S. 13)“ werden durch die Wörter „die zuletzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 519/2013 (ABl.
L 158 vom 10.6.2013, S. 74) geändert worden
ist“ ersetzt.

cc) Die Wörter „geändert durch Verordnung (EU)
Nr. 557/2010 (ABl. L 159 vom 25.6.2010, S. 13)“
werden durch die Wörter „die zuletzt durch die
Verordnung (EU) Nr. 519/2013 (ABl. L 158 vom
10.6.2013, S. 74) geändert worden ist“ ersetzt.

dd) Die Wörter „Gesetz zur Durchführung der Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschaft über die
besondere Etikettierung von Rindfleisch und
Rindfleischerzeugnissen und über die Verkehrs-
bezeichnung und Kennzeichnung von Fleisch
von bis zu zwölf Monate alten Rindern (Rind-
fleischetikettierungsgesetz – RiFlEtikettG)“ wer-
den gestrichen.

b) In der Tarifstelle 3 Spalte Gegenstand werden das
Komma und das Wort „Rindfleisch-“ gestrichen.

c) In der Tarifstelle 3.3 Spalte Gegenstand werden die
Wörter „der Rindfleischetikettierung nach § 4a Abs. 2
Satz 1 RiFlEtikettG oder“ gestrichen.

20. Die laufende Nummer 66 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „L 119 vom 13.5.2010, S. 26), zuletzt

geändert durch Verordnung (EU) Nr. 150/2011
(ABl. L 46 vom 19.2.2011, S. 14)“ werden durch
die Wörter „L 119 vom 13.5.2010, S. 26, L 160
vom 12.6.2013, S. 15, L 66 vom 11.3.2015,
S. 22), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2016/355 (ABl. L 67 vom 12.3.2016, S. 22) ge-
ändert worden ist“ ersetzt.

bb) Die Wörter „L 46 vom 21.2.2008, S. 50), zuletzt
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 739/2011
(ABl. L 196 vom 28.7.2011, S. 3)“ werden durch
die Wörter „L 46 vom 21.2.2008, S. 51, L 160
vom 12.6.2013, S. 16), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) 2015/2285 (ABl. L 323 vom
9.12.2015, S. 2) geändert worden ist“ ersetzt.

cc) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 563/2012 (ABl. L 168 vom 28.6.2012,
S. 24)“ werden durch die Wörter „die zuletzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 652/2014 (ABl.
L 189 vom 27.6.2014, S. 1) geändert worden ist“
ersetzt.

dd) Die Wörter „Verordnung (EG) Nr. 2075/2005 der
Kommission vom 5. Dezember 2005 mit spezi-
fischen Vorschriften für die amtlichen Fleisch-
untersuchungen auf Trichinen (ABl. L 338 vom
22.12.2005, S. 60), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EG) Nr. 1245/2007 (ABl. L 281 vom
25.10.2007, S. 19)“ werden durch die Wörter
„Durchführungsverordnung (EU) 2015/1375 der
Kommission vom 10. August 2015 mit spezi-
fischen Vorschriften für die amtlichen Fleisch-
untersuchungen auf Trichinen (ABl. L 212 vom
11.8.2015, S. 7)“ ersetzt.

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

3.3.1 Erteilung einer Einzelgenehmigung nach Artikel 9 Abs. 4, Arti-

kel 18 Abs. 1 Satz 2, Artikel 25c Abs. 1 und 2, Artikel 39, 40 

Abs. 1 Buchst. a Ziffer v und Abs. 2, Artikel 42, 45 Abs. 1 

Buchst. b Satz 2 und Artikel 47 Satz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 889/2008 sowie Genehmigung der Verwendung von synthe-

tisch gewonnenen Vitaminen nach Artikel 22 Buchst. g in Ver-

bindung mit Anhang VI Nr. 3 Buchst. a der Verordnung (EG) 

Nr. 889/2008 35 bis 640 

3.3.2 Entscheidung über die Verwendung von Natriumnitrit nach Arti-

kel 27 Abs. 1 Buchst. a in Verbindung mit Anhang VIII Ab-

schnitt A Fußnote 1 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 und 

über die Zulassung der Verwendung bestimmter Farben und 

Überzugsstoffe nach Artikel 27 Abs. 4 Satz 1 der Verordnung 

(EG) Nr. 889/2008 35 bis 640 

3.3.3 Beschluss über die Anerkennung nach Artikel 36 Abs. 2 Satz 1 

und Artikel 38a Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008, Ver-

längerung nach Artikel 36 Abs. 3 der Verordnung (EG) 

Nr. 889/2008 sowie Verkürzung nach Artikel 36 Abs. 4 Satz 1 

der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 35 bis 640 

3.4 Widerruf von Amtshandlungen im Sinne der Tarifstelle 3.3 nach 

§ 1 Satz 1 SächsVwVfZG in Verbindung mit § 49 Abs. 2 VwVfG 35 bis 640“. 
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ee) Nach der Angabe „(ABl. L 306 vom 7.11.2006,
S. 3)“ werden ein Komma und die Wörter „die
durch die Verordnung (EU) Nr. 519/2013 (ABl.
L 158 vom 10.6.2013, S. 74) geändert worden
ist“ eingefügt.

ff) Nach der Angabe „(ABl. L 158 vom 10.6.2013,
S. 74)“ werden eine Leerzeile und die Wörter
„Verordnung (EU) Nr. 284/2011 der Kommission
vom 22. März 2011 mit besonderen Bedingungen
und detaillierten Verfahren für die Einfuhr von
Polyamid- und Melamin-Kunststoffküchenarti-
keln, deren Ursprung oder Herkunft die Volks-
republik China bzw. die Sonderverwaltungsregion
Hongkong, China, ist (ABl. L 77 vom 23.3.2011,
S. 25)“ eingefügt.

gg) Die Wörter „Verordnung über kosmetische Mittel
(Kosmetik-Verordnung)“ werden gestrichen.

b) In der Tarifstelle 2 Spalte Gegenstand werden die
Wörter „Überwachungsmaßnahmen und Maßnah-
men zur Durchführung des Lebensmittel-Monitoring“
durch die Wörter „Überwachungs- und Monitoring-
maßnahmen“ ersetzt.

c) In der Tarifstelle 7.2 Spalte Gegenstand wird die An-
gabe „Verordnung (EG) Nr. 2075/2005“ durch die An-
gabe „Durchführungsverordnung (EU) 2015/1375“ er-
setzt.

d) Nach der Tarifstelle 22.3 wird folgende Tarifstelle 22.4
eingefügt:

e) Die Tarifstelle 23 wird aufgehoben.
f) Die Tarifstelle 24 wird die Tarifstelle 23.

21. Die laufende Nummer 71 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung

(EU) Nr. 709/2010 (ABl. L 212 vom 12.8.2010,
S. 1, L 343 S. 79)“ werden durch die Wörter „die
zuletzt durch die Verordnung (EU) 1320/2014
(ABl. L 361 vom 17.12.2014, S. 1) geändert wor-
den ist“ ersetzt.

bb) Die Wörter „Sächsisches Gesetz über Natur-
schutz und Landschaftspflege (Sächsisches Natur-
schutzgesetz – SächsNatSchG)“ werden durch
die Wörter „Sächsisches Naturschutzgesetz
(SächsNatSchG)“ ersetzt.

b) In der Tarifstelle 1 Spalte Gegenstand wird die Anga-
be „§ 46“ durch die Angabe „§ 43“ ersetzt.

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„22.4 Einfuhrkontrolle nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 284/2011 einschließlich Probenahme 18

je angefangene viertel Stunde, zuzüglich 

der Kosten für die Laboruntersuchun-

gen“.
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c) Die Tarifstellen 2 bis 2.3 werden wie folgt gefasst:

d) In der Tarifstelle 4 Spalte Gegenstand wird das Wort
„Landesentwicklung“ durch das Wort „Landwirtschaft“
ersetzt.

e) Die Tarifstelle 6 wird wie folgt gefasst:

f) Die Tarifstelle 7 wird durch die folgenden Tarifstellen 7
bis 7.2 ersetzt:

g) Die Tarifstellen 10.1 bis 12 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„10.1 Genehmigung von Sperren nach § 29 Abs. 3 Satz 2 

SächsNatSchG 50 bis 1 000 

10.2 Anordnung zur Beseitigung widerrechtlich errichteter Sperren 

nach § 29 Abs. 4 SächsNatSchG 50 bis 1 100 

10.3 Anordnung von Durchgängen nach § 30 SächsNatSchG kostenfrei

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„2. Amtshandlungen im Rahmen der Eingriffsregelung nach den 

§§ 13 ff. BNatSchG oder §§ 9 ff. SächsNatSchG 

2.1 Anordnung zur Wiederherstellung des ursprünglichen Zustan-

des, zur Einstellung von Arbeiten oder Anordnung von Kompen-

sationsmaßnahmen nach § 17 Abs. 8 Satz 1 und 2 BNatSchG 

oder § 12 Abs. 6 SächsNatSchG 25 bis 5 000 

2.2 Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung einer Genehmi-

gung gemäß § 17 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG über einen Eingriff, 

der nicht von einer Behörde durchgeführt wird und der keiner 

behördlichen Zulassung oder Anzeige nach anderen Rechtsvor-

schriften bedarf 25 bis 1 300 

2.3 Zustimmung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 SächsNatSchG in Verbin-

dung mit § 2 SächsÖKoVO zu einer Maßnahme nach § 11 

Abs. 1 Satz 1 SächsNatSchG 25 bis 1 100“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„6. Zulassung einer Ausnahme von den Verboten für besonders ge-

schützte Biotope nach § 30 Abs. 3 BNatSchG 25 bis 2 500“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„7. Entscheidungen zu Zoos und Tiergehegen 

7.1 Genehmigung für die Errichtung, wesentliche Änderung und den 

Betrieb von Zoos nach § 42 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 250 bis 5 700 

7.2 Anordnungen für die Errichtung und den Betrieb von Tiergehe-

gen nach § 43 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG oder für die Beseitigung 

von Tiergehegen nach § 43 Abs. 3 Satz 3 BNatSchG 50 bis 550“. 
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h) In der Tarifstelle 15 Spalte Gegenstand wird die Anga-
be „§ 56“ durch die Angabe „§ 32 Abs. 1“ ersetzt.

22. Die laufende Nummer 74 wird wie folgt geändert:
a) In der Aufzählung der Rechtsgrundlagen werden die

Wörter „Verordnung der Sächsischen Staatsregie-
rung und des Sächsischen Staatsministeriums für
Umwelt und Landwirtschaft zur Durchführung des
Pflanzenschutzgesetzes (Sächsische Pflanzenschutz-
gesetzdurchführungsverordnung – SächsPflSchGDVO)“
durch die Wörter „Sächsische Pflanzenschutzverord-
nung (SächsPflSchVO)“ ersetzt.

b) Die Tarifstelle 3 wird durch die folgenden Tarifstellen 3
bis 3.18 ersetzt:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„3. Kontrolle oder Untersuchung nach § 7b oder § 8 Abs. 1 Satz 1 

der Pflanzenbeschauverordnung oder § 9 Abs. 4 Satz 2 AGOZV

A  n  m  e  r  k  u  n  g 

zu Tarifstelle 3: 

Diese Kontrollen schließen ein: 

(1) Dokumenten- und Nämlichkeitskontrolle bei pflanzlichen 

Einfuhrsendungen aus Drittländern und 

(2) phytosanitäre Untersuchungen bei Beachtung der Waren-

kategorie, des Umfangs der Einfuhrsendungen und der 

Zeitvorgabe. 

3.1 Dokumentenkontrolle je Sendung 10

3.2 Nämlichkeitskontrolle je Sendung 10

bis zu einer LKW-Ladung, einer Güter-

wagenladung oder einer Containerla-

dung vergleichbarer Größe, 

bei größeren Sendungen 14 je Ladung 

3.3 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Stecklingen, Sämlin-

gen, ausgenommen forstliches Vermehrungsgut, Jungpflanzen 

von Erdbeeren und Gemüse 

3.3.1 bis zu 10 000 Stück je Sendung 22

3.3.2 mehr als 10 000 Stück je Sendung 22, zuzüglich 0,84 je weitere 1 000 Stück 

über 10 000 Stück, 

höchstens 200 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

11. Zulassung von Ausnahmen in Schutzstreifen an Gewässern 

nach § 61 Abs. 3 BNatSchG 50 bis 1 500 

12. Verfahren zur Festsetzung einer Entschädigung für Enteignun-

gen nach § 41 Abs. 3 SächsNatSchG oder für Nutzungsein-

schränkungen nach § 40 Abs. 1 SächsNatSchG kostenfrei“.
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

3.4 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Sträuchern, Bäumen, 

ausgenommen gefällte Weihnachtsbäume, Pflanzengesund-

heitsuntersuchung von anderen holzigen Baumschulenerzeug-

nissen einschließlich forstlichen Vermehrungsguts, ausgenom-

men Saatgut 

3.4.1 bis zu 1 000 Stück je Sendung 22

3.4.2 mehr als 1 000 Stück je Sendung 22, zuzüglich 0,53 je weitere 100 Stück 

über 1 000 Stück, 

höchstens 200 

3.5 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Zwiebeln, Wurzelknol-

len, Wurzelstöcken oder Knollen zum Anpflanzen, ausgenom-

men Kartoffelknollen 

3.5.1 bis zu 200 kg je Sendung 22

3.5.2 mehr als 200 kg je Sendung 22, zuzüglich 0,19 je weitere 10 kg über 

200 kg, 

höchstens 200 

3.6 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Samen oder Gewebe-

kulturen 

3.6.1 bis zu 100 kg je Sendung 22

3.6.2 mehr als 100 kg je Sendung 22, zuzüglich 0,22 je weitere 10 kg über 

100 kg, 

höchstens 200 

3.7 Pflanzengesundheitsuntersuchung von anderen Pflanzen zum 

Anpflanzen, die nicht anderweitig in Tarifstelle 3 aufgeführt sind

3.7.1 bis zu 5 000 Stück je Sendung 22

3.7.2 mehr als 5 000 Stück je Sendung 22, zuzüglich 0,22 je weitere 100 Stück 

über 5 000 Stück, 

höchstens 200 

3.8 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Schnittblumen 

3.8.1 bis zu 20 000 Stück je Sendung 22

3.8.2 mehr als 20 000 Stück je Sendung 22, zuzüglich 0,17 je weitere 1 000 Stück 

über 20 000 Stück, 

höchstens 200 

3.9 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Ästen mit Blattwerk oder

Teilen von Nadelbäumen, ausgenommen gefällte Weihnachts-

bäume 

3.9.1 bis zu 100 kg je Sendung 22

3.9.2 mehr als 100 kg je Sendung 22, zuzüglich 2,10 je weitere 100 kg über 

100 kg, 

höchstens 200 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

3.10 Pflanzengesundheitsuntersuchung von gefällten Weihnachts-

bäumen 

3.10.1 bis zu 1 000 Stück je Sendung 22

3.10.2 mehr als 1 000 Stück je Sendung 22, zuzüglich 2,10 je weitere 100 Stück 

über 1 000 Stück, 

höchstens 200 

3.11 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Blättern von Pflanzen,

zum Beispiel Kräuter, Gewürze und Blattgemüse 

3.11.1 bis zu 100 kg je Sendung 22

3.11.2 mehr als 100 kg je Sendung 22, zuzüglich 2,10 je weitere 10 kg über 

100 kg, 

höchstens 200 

3.12 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Obst, Gemüse, ausge-

nommen Blattgemüse 

3.12.1 bis zu 25 000 kg je Sendung 22

3.12.2 mehr als 25 000 kg je Sendung 22, zuzüglich 0,84 je weitere 1 000 kg 

über 25 000 kg 

3.13 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Kartoffelknollen je Par-

tie 64 je angefangene 25 000 kg 

3.14 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Holz, ausgenommen 

Rinde, je Sendung 0,22 je Kubikmeter, 

mindestens 22 

3.15 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Erde und Nährsubstra-

ten sowie Rinde 

3.15.1 bis 25 000 kg je Sendung 22

3.15.2 mehr als 25 000 kg je Sendung 22, zuzüglich 1 je weitere 1 000 kg über 

25 000 kg, 

höchstens 200 

3.16 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Getreidekörnern 

3.16.1 bis zu 25 000 kg je Sendung 20

3.16.2 mehr als 25 000 kg je Sendung 20, zuzüglich 0,80 je weitere 1 000 kg 

über 25 000 kg, 

höchstens 700 

3.17 Pflanzengesundheitsuntersuchung von Verpackungsholz je 

Sendung 20 je angefangene 5 LKW-Ladungen, 

5 Güterwagenladungen oder 5 Contai-

nerladungen vergleichbarer Größe, 

höchstens 400 

3.18 Pflanzengesundheitsuntersuchung von anderen Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnissen, die nicht von den Tarifstellen 3.1 

bis 3.17 erfasst sind, je Sendung 20“.
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c) In der Tarifstelle 7 Spalte Gegenstand wird die An-
gabe „§ 8 Abs. 1 Satz 2 SächsPflSchGDVO“ durch
die Angabe „§ 3 Abs. 1 Satz 2 SächsPflSchVO“ er-
setzt.

d) In der Tarifstelle 9 Spalte Gegenstand wird die An-
gabe „§ 8 Abs. 3 Satz 2 SächsPflSchGDVO“ durch
die Angabe „§ 3 Abs. 3 Satz 2 SächsPflSchVO“ er-
setzt.

23. In der laufenden Nummer 75 werden die Tarifstellen 6
bis 6.2 durch folgende Tarifstelle 6 ersetzt:

24. In der laufenden Nummer 76 werden die Tarifstellen 2
bis 2.2 wie folgt gefasst:

25. Die laufende Nummer 84 wird wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„84 Schulbuchzulassung für öffentliche Schulen 

Lernmittelverordnung (LernmitVO) 

1. Zulassung als Schulbuch und ihnen gleichgestellte Druckwerke 

für öffentliche Schulen nach § 1 LernmitVO 40 bis 1 600 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Die in dieser Tarifstelle bezeichnete Amtshandlung unterliegt 

nicht § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 SächsVwKG.“ 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„6. Verwertung sichergestellter oder beschlagnahmter Sachen 

nach § 29 Abs. 2 Satz 1 SächsPolG 

Bei Verwertung durch Dritte sind zusätzlich die tatsächlichen 

Kosten des Dritten als Auslagen zu erheben.“ 

30 bis 210 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„2. Erteilung eines Bescheides nach § 20b Abs. 2 PsychTh-APrV 

oder § 20b Abs. 2 KJPsychTh-APrV einschließlich 

2.1 Festlegung zur Eignungsprüfung nach § 20 Abs. 3 Satz 4 

PsychTh-APrV oder § 20 Abs. 3 Satz 4 KJPsychTh-APrV 50 bis 150 

2.2 Festlegungen zum Anpassungslehrgang nach § 20 Abs. 2 

Satz 4 PsychTh-APrV oder § 20 Abs. 2 Satz 4 KJPsychTh-APrV 40 bis 120“. 
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26. Die laufende Nummer 85 wird wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„85 Stationäre Einrichtungen nach dem Sächsischen Betreu-
ungs- und Wohnqualitätsgesetz 

Sächsisches Betreuungs- und Wohnqualitätsgesetz (SächsBeWoG)

Heimmitwirkungsverordnung (HeimmwV) 

Heimmindestbauverordnung (HeimMindBauV) 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 

und Verbraucherschutz zur Durchführung des Sächsischen Be-

treuungs- und Wohnqualitätsgesetzes (SächsBeWoGDVO) 

1. Befreiung nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 Halbsatz 4 SächsBeWoG 145 

2. Feststellung nach § 4 Abs. 1 SächsBeWoG, dass eine Einrich-

tung eine stationäre Einrichtung im Sinne des § 2 Abs. 1 

SächsBeWoG ist 500 bis 1 000 

3. Zulassung einer Ausnahme nach § 7 Abs. 5 SächsBeWoG 50 bis 270 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Innerhalb des vorgegebenen Rahmens 

soll die Gebühr nach Möglichkeit nicht 

mehr als 75 Prozent des Betrages, für 

den die Ausnahme zugelassen wurde, 

betragen.

4. Überwachung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 SächsBeWoG 50 bis 1 000 

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Für Regelprüfungen ist § 3 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 SächsVwKG und für anlassbezo-

gene Prüfungen § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 15 

SächsVwKG zu beachten. 

5. Erteilung einer Anordnung nach § 11 Abs. 1 SächsBeWoG 75 bis 500 

6. Untersagung nach § 12 Abs. 1 SächsBeWoG oder Einsetzen ei-

ner kommissarischen Leitung nach § 12 Abs. 2 Satz 1 

SächsBeWoG 100 bis 900 

7. Untersagung nach § 13 Abs. 1 bis 3 SächsBeWoG 100 bis 2 500 

8. Erteilung einer Befreiung nach § 15 Abs. 1 SächsBeWoG 90 bis 350 

9. Zulassung einer Abweichung nach § 11a HeimmwV 26 bis 105 

10. Bestellung eines Bewohnerfürsprechers nach § 25 Abs. 1 

Satz 1 HeimmwV in Verbindung mit § 8 Abs. 3 SächsBeWoG 32
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27. Die laufende Nummer 91 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „S. 1), geändert durch Richtlinie 2010/

63/EU (ABl. L 276 vom 20.10.2010, S. 33)“ werden
durch die Wörter „S. 1, L 348 vom 4.12.2014,
S. 31), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
Nr. 1385/2013 (ABl. L 354 vom 28.12.2013,
S. 86) geändert worden ist“ ersetzt.

bb) Die Wörter „S. 1), geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 749/2011 (ABl. L 198 vom 30.7.2011,
S. 3)“ werden durch die Wörter „S. 1, L 1 vom
6.1.2015, S. 8, L 214 vom 13.8.2015, S. 29), die
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2015/9 (ABl.
L 3 vom 7.1.2015, S. 10, L 214 vom 13.8.2015,
S. 30) geändert worden ist“ ersetzt.

cc) Die Angabe „Tierseuchengesetz (TierSG)“ wird
durch die Angabe „Tiergesundheitsgesetz
(TierGesG)“ ersetzt.

dd) Nach den Wörtern „Verordnung zum Schutz von
Tieren im Zusammenhang mit der Schlachtung
oder Tötung“ werden die Wörter „und zur Durch-
führung der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des
Rates“ eingefügt.

ee) Nach den Wörtern „(Binnenmarkt-Tierseuchen-
schutzverordnung – BmTierSSchV)“ werden eine
Leerzeile und die Wörter „Tierschutz-Versuchs-
tierverordnung (TierSchVersV)“ eingefügt.

b) Die Tarifstelle 3 wird wie folgt gefasst:

c) Die Tarifstellen 7 bis 9 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

11. Heimmindestbauverordnung in Verbindung mit § 21 Abs. 1 

Satz 2 oder Abs. 2 Satz 2 SächsBeWoGDVO 

11.1 Verlängerung der Fristen nach § 30 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 

Satz 3 HeimMindBauV in Verbindung mit § 21 Abs. 1 Satz 2 

oder Abs. 2 Satz 2 SächsBeWoGDVO 145 

11.2 Befreiung nach § 31 Abs. 1 HeimMindBauV in Verbindung mit 

§ 21 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 2 SächsBeWoGDVO 150 bis 500 

12. Befreiung nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SächsBeWoGDVO 150 bis 500“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„7. Genehmigung zur Vornahme von wissenschaftlichen Versu-

chen an lebenden Tieren nach § 8 Abs. 1 Satz 1 des Tierschutz-

gesetzes 240 bis 1 800 

8. Verlängerung, genehmigungspflichtige Änderung oder Erweite-

rung der Genehmigung von Tierversuchen nach § 8 Abs. 1 

Satz 1 des Tierschutzgesetzes 40 bis 300 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„3. Zulassung von Ausnahmen nach § 11 Abs. 6 Satz 1 TierGesG 40 bis 175“. 
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d) Die Tarifstellen 13 und 14 werden wie folgt gefasst:

28. In der laufenden Nummer 95 Spalte Gegenstand wird in
der Tarifstelle 1 das Wort „Umweltverträglichkeit“ durch
das Wort „Umweltverträglichkeitsprüfung“ ersetzt.

29. Die laufende Nummer 100 wird wie folgt geändert:
a) In der Aufzählung der Rechtsgrundlagen werden nach

der Angabe „(SächsVwVfZG)“ eine Leerzeile und die
Wörter „Industriekläranlagen-Zulassungs- und Über-
wachungsverordnung (IZÜV)“ eingefügt.

b) Die Tarifstelle 1.1.3 wird wie folgt gefasst:

c) Die Tarifstellen 1.3 bis 2.1.3.5 werden wie folgt ge-
fasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

9. Ausnahmegenehmigung für die Durchführung von Tierversu-

chen nach § 16 Abs. 1 Satz 5 TierSchVersV 40 bis 450“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„13. Erteilung eines Sachkundenachweises nach § 4 Abs. 2 

TierSchlV oder eines Befähigungsnachweises nach Artikel 17 

Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 18

je angefangene viertel Stunde 

14. Nachweis über die Sachkunde nach § 21 Abs. 5 in Verbindung 

mit § 11 Abs. 2 Nr. 1 des Tierschutzgesetzes in der bis zum 

13. Juli 2013 geltenden Fassung 75 bis 750“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.3 Erörterungsverfahren 

Verfahren nach § 1 Satz 1 SächsVwVfZG in Verbindung mit 

§ 25 Abs. 2 VwVfG, wenn nicht innerhalb eines Jahres nach 

dessen Beendigung ein Antrag auf Einleitung des Zulassungs-

oder Genehmigungsverfahrens gestellt wird 10 Prozent der jeweiligen Zulassungs-

oder Genehmigungsgebühr, 

mindestens 120, 

höchstens 5 000 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Für das Verfahren zur Unterrichtung über den voraussichtlichen 

Untersuchungsrahmen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 UVPG gilt die Ta-

rifstelle 1 der laufenden Nummer 95. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„1.1.3 Für Amtshandlungen im Rahmen der Gewässeraufsicht nach 

§ 100 Abs. 1 Satz 1 WHG, die ohne besonderen Anlass vorge-

nommen werden, sind Kosten nur zu erheben, wenn dies be-

sonders bestimmt ist oder sofern Mängel festgestellt werden, in 

deren Folge Anordnungen zu treffen sind.“ 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

1.4 Kostenbefreiung 

Soweit eine wasserrechtliche Entscheidung unmittelbar und 

ausschließlich Zielen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege nach § 1 BNatSchG, der Verbesserung des gewässer-

ökologischen Zustandes oder der Erfüllung einer öffentlich-

rechtlichen Verpflichtung, zum Beispiel nach § 79 Abs. 1 

SächsWG, dient, werden keine Kosten erhoben. Soweit das zu-

zulassende Vorhaben im Zusammenhang mit einer wirtschaftli-

chen Tätigkeit steht, werden hierfür anteilig Kosten erhoben. 

Ein etwaiger Aufwandserstattungsanspruch nach haushalts-

rechtlichen (§ 61 der Sächsischen Haushaltsordnung) oder an-

deren Bestimmungen bleibt unberührt. 

2. Benutzung von Gewässern nach § 9 WHG und den §§ 5 ff. 

SächsWG 

2.1 Erteilung einer Erlaubnis oder Bewilligung nach § 8 Abs. 1 in 

Verbindung mit den §§ 10 bis 15 WHG und nach § 6 SächsWG 

für das 

2.1.1 Aufstauen oder Absenken eines Gewässers nach § 9 Abs. 1 

Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 1 WHG 

2.1.1.1 bei Neubau, Errichtung oder vergleichbarer Sanierung von Was-

serkraftanlagen bis zu 50 kW Ausbauleistung 10

je kW, 

mindestens 300 

2.1.1.2 bei Neubau, Errichtung oder vergleichbarer Sanierung von Was-

serkraftanlagen über 50 kW bis 5 000 kW Ausbauleistung 500, zuzüglich 5 je weiteres Kilowatt über 

50 kW Ausbauleistung 

2.1.1.3 bei Neubau, Errichtung oder vergleichbarer Sanierung von Was-

serkraftanlagen über 5 000 kW Ausbauleistung 25 250, zuzüglich 0,60 je weiteres Kilo-

watt über 5 000 kW Ausbauleistung 

2.1.1.4 bei sonstigen nicht unter den Tarifstellen 2.1.1.1 bis 2.1.1.3 er-

fassten Anlagen 50 bis 20 000 

2.1.2 Zutageleiten von Grundwasser nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG oder

für Maßnahmen nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG bei Sand- und Kies-

gruben und ähnlichen Abgrabungen bei einem verwertbaren Ab-

baugut unter dem mittleren Wasserspiegel 

2.1.2.1 bis 50 000 m³ 20,50 

je angefangene 1 000 m³, 

mindestens 200 

2.1.2.2 über 50 000 m³ bis 500 000 m³ 1 025, 

zuzüglich 61,50 je angefangene 

10 000 m³ über 50 000 m³ 

2.1.2.3 über 500 000 m³ 3 793, 

zuzüglich 123 je angefangene 50 000 m³ 

über 500 000 m³ 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Abraum und Mutterboden sind kein verwertbares Abbaugut. 
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d) Die Tarifstellen 2.1.5 bis 2.1.11 werden wie folgt ge-
fasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

2.1.3 Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von 

Grundwasser nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG oder Entnehmen und 

Ableiten von Wasser aus oberirdischem Gewässer nach § 9 

Abs. 1 Nr. 1 WHG 

2.1.3.1 für eine festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge von bis zu 

10 000 m³ 200 bis 770 

2.1.3.2 für eine festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge von über 

10 000 m³ bis 100 000 m³ 770, zuzüglich 15,50 je weitere angefan-

gene 1 000 m³ über 10 000 m³ 

2.1.3.3 für eine festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge von über 

100 000 m³ bis 1 000 000 m³ 2 165, zuzüglich 3,10 je weitere angefan-

gene 1 000 m³ über 100 000 m³ 

2.1.3.4 für eine festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge von über 

1 000 000 m³ bis 10 000 000 m³ 4 955, zuzüglich 0,70 je weitere angefan-

gene 1 000 m³ über 1 000 000 m³ 

2.1.3.5 für eine festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge von über 

10 000 000 m³ 11 255, zuzüglich 0,20 je weitere ange-

fangene 1 000 m³ über 10 000 000 m³ 

A  n  m  e  r  k  u  n  g e n 

zu den Tarifstellen 2.1.3.1 bis 2.1.3.5: 

Die Tarifstellen 2.1.3.1 bis 2.1.3.5 gelten nicht für Wasserkraft-

nutzungen (Tarifstelle 2.1.1) und für Benutzungen nach Tarif-

stelle 2.1.2. 

Beträgt die festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge weniger 

als die Hälfte der Jahresentnahmemenge, die mit dem festge-

setzten Benutzungsumfang nach l/s fiktiv möglich wäre, erhöht 

sich die Gebühr um ein Viertel.“ 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„2.1.5 Einbringen und Einleiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG von radio-

aktiv belasteten Abwässern 

2.1.5.1 bis zu 500 m³ radioaktives Abwasser je Jahr 154 

je angefangene 50 m³ radioaktives Ab-

wasser, 

mindestens 500 

2.1.5.2 über 500 m³ bis 1 000 m³ radioaktives Abwasser je Jahr 1 540, zuzüglich 77 je weitere angefan-

gene 50 m³ über 500 m³ radioaktives Ab-

wasser 

2.1.5.3 über 1 000 m³ bis 5 000 m³ radioaktives Abwasser je Jahr 2 310, zuzüglich 41 je weitere angefan-

gene 50 m³ über 1 000 m³ radioaktives 

Abwasser 

2.1.5.4 über 5 000 m³ bis 50 000 m³ radioaktives Abwasser je Jahr 5 590, zuzüglich 118 je weitere angefan-

gene 500 m³ über 5 000 m³ radioaktives 

Abwasser 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

2.1.5.5 über 50 000 m³ radioaktives Abwasser je Jahr 16 210, zuzüglich 174 je weitere ange-

fangene 1 000 m³ über 50 000 m³ radio-

aktives Abwasser 

2.1.6 Einbringen und Einleiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG von häus-

lichem, häuslich entsprechendem und kommunalem Abwasser

2.1.6.1 wenn die Einleitung aus einer Kleinkläranlage ohne allgemeine 

bauaufsichtliche Zulassung gemäß § 16 Nr. 1 der Sächsischen 

Bauprodukten- und Bauartenverordnung erfolgt 300 bis 1 500 

2.1.6.2 bis zu 50 m³ Abwasser je Tag 100 bis 160 

2.1.6.3 über 50 m³ bis 500 m³ Abwasser je Tag 52

je angefangene 50 m³ über 50 m³ Ab-

wasser, 

mindestens 200 

2.1.6.4 über 500 m³ bis 1 000 m³ Abwasser je Tag 520, zuzüglich 26 je weitere angefan-

gene 50 m³ über 500 m³ Abwasser 

2.1.6.5 über 1 000 m³ bis 5 000 m³ Abwasser je Tag 780, zuzüglich 13 je weitere angefan-

gene 50 m³ über 1 000 m³ Abwasser 

2.1.6.6 über 5 000 m³ bis 50 000 m³ Abwasser je Tag 1 820, zuzüglich 44 je weitere angefan-

gene 500 m³ über 5 000 m³ Abwasser 

2.1.6.7 über 50 000 m³ Abwasser je Tag 5 780, zuzüglich 62 je weitere angefan-

gene 1 000 m³ über 50 000 m³ Abwasser

2.1.7 Einbringen und Einleiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG von sons-

tigem Abwasser, das nicht von den Tarifstellen 2.1.5 und 2.1.6 

erfasst ist, 

2.1.7.1 Einbringen und Einleiten von Niederschlagswasser 60 bis 10 000 

2.1.7.2 im Übrigen 

2.1.7.2.1 bis zu 500 m³ Abwasser je Tag 103 

je angefangene 50 m³ Abwasser, 

mindestens 300 

2.1.7.2.2 über 500 m³ bis 1 000 m³ Abwasser je Tag 1 030, zuzüglich 62 je weitere angefan-

gene 50 m³ über 500 m³ Abwasser 

2.1.7.2.3 über 1 000 m³ bis 5 000 m³ Abwasser je Tag 1 650, zuzüglich 31 je weitere angefan-

gene 50 m³ über 1 000 m³ Abwasser 

2.1.7.2.4 über 5 000 m³ bis 50 000 m³ Abwasser je Tag 4 130, zuzüglich 108 je weitere angefan-

gene 500 m³ über 5 000 m³ Abwasser 

2.1.7.2.5 über 50 000 m³ Abwasser je Tag 13 850, zuzüglich 154 je weitere ange-

fangene 1 000 m³ über 50 000 m³ Ab-

wasser 

2.1.8 Einbringen und Einleiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG von sons-

tigen Stoffen in Gewässer 

2.1.8.1 Einbringen und Einleiten bei Wasserkraftanlagen, wenn das 

Wasser in seiner Beschaffenheit nicht verändert wurde Gebühr nach den Tarifstellen 2.1.1.1 

bis 2.1.1.3 
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e) In der Tarifstelle 2.2.1 Spalte Gebühren wird die An-
gabe „mindestens 50“ durch die Angabe „mindes-
tens 100“ ersetzt.

f) In der Tarifstelle 2.2.4 Spalte Gebühren wird die An-
gabe „mindestens 600“ durch die Angabe „mindes-
tens 850“ ersetzt.

g) Die Tarifstellen 2.3.1 bis 2.3.7 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

2.1.8.2 Einbringen und Einleiten von Kühlwasser und sonst benutztem 

Wasser, das in seiner Beschaffenheit nicht verändert ist 20,50 

je angefangene 10 l/s der höchstzulässi-

gen Einleitungsmenge, 

mindestens 300 

2.1.8.3 Einbringen und Einleiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG von Stoffen 

in das Grundwasser 110 bis 20 000 

2.1.9 Umleiten von Grundwasser nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG 110 bis 20 000 

2.1.10 Benutzen der Gewässer oder Indirekteinleitung in Verbindung 

mit Errichtung, Betrieb oder wesentlicher Änderung einer An-

lage nach § 1 Abs. 3, § 2 Abs. 1 IZÜV einschließlich erstmaliger 

Überwachung nach § 8 Abs. 1 IZÜV 

2.1.10.1 bei nicht grenzüberschreitender Behörden- oder Öffentlichkeits-

beteiligung Gebühr nach den Tarifstellen 2.1.1 

bis 2.1.9 oder nach Tarifstelle 4.8 

2.1.10.2 bei grenzüberschreitender Behörden- oder Öffentlichkeitsbetei-

ligung nach § 5 IZÜV 120 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 2.1.10.1 

A  n  m  e  r  k  u  n  g 

zu Tarifstelle 2.1.10: 

Ist mit einer Erlaubnis zur Gewässerbenutzung oder Genehmi-

gung zur Indirekteinleitung nach § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 IZÜV 

auch ein wasserrechtliches Verfahren wie Anlagengenehmi-

gung oder Planfeststellung verbunden, sind die in Tarifstelle 3 

entsprechend vorgesehenen Gebühren zusätzlich zu erheben. 

Die Regelungen nach Tarifstelle 1 finden entsprechende An-

wendung. 

2.1.10.3 Regelüberwachung der nach § 2 Abs. 1 IZÜV erteilten Erlaubnis 

oder Genehmigung nach § 100 Abs. 2 WHG in Verbindung mit 

§ 8 Abs. 1 IZÜV Gebühr nach Tarifstelle 6.1.1 

2.1.11 Gestattungen von Nutzungen nach § 5 Abs. 3 Satz 1 SächsWG 60 bis 25 000“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„2.3.1 Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 17 Abs. 1 WHG bei 

Verfahren über Erlaubnisse oder Bewilligungen nach § 8 WHG 20 Prozent der Gebühren nach Tarif-

stelle 2.1 oder 2.2, 

mindestens 200 

2.3.2 Versagung einer Erlaubnis oder Bewilligung nach § 12 Abs. 1 

WHG 25 Prozent bis 50 Prozent der Gebühr 

nach Tarifstelle 2.1 oder 2.2 
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h) Nach der Tarifstelle 2.3.7 wird folgende Tarifstelle 2.3.8
eingefügt:

i) Die Tarifstellen 3 und 3.1 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

2.3.3 Rücknahme oder Widerruf einer Erlaubnis oder Bewilligung 

2.3.3.1 Rücknahme einer Erlaubnis oder Bewilligung nach § 1 Satz 1 

SächsVwVfZG in Verbindung mit § 48 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 25 Prozent bis 50 Prozent der Gebühr 

nach Tarifstelle 2.1 oder 2.2 

2.3.3.2 Widerruf einer Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 WHG oder Widerruf 

einer Bewilligung nach § 18 Abs. 2 Satz 1 WHG in Verbindung 

mit § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 VwVfG oder nach § 18 Abs. 2 

Satz 2 WHG 25 Prozent bis 50 Prozent der Gebühr 

nach Tarifstelle 2.1 oder 2.2 

2.3.4 Feststellung von Inhalt und Umfang eines alten Rechts oder ei-

ner alten Befugnis nach § 14 Abs. 3 SächsWG sowie § 21 

Abs. 1 WHG 110 bis 10 000 

2.3.5 Verfahren zum Ausgleich von Rechten und Befugnissen nach 

§ 22 WHG 110 bis 2 500 

2.3.6 Anordnung von Maßnahmen beim Erlöschen einer Erlaubnis 

oder Bewilligung nach § 12 SächsWG 60 bis 15 000 

2.3.7 nachträgliche Entscheidung nach § 13 Abs. 1 oder § 14 Abs. 5 

und 6 Satz 1 WHG 10 Prozent bis 50 Prozent der Gebühr 

nach Tarifstelle 2.1 oder 2.2, 

mindestens 60“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„2.3.8 Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 

nach § 52 Abs. 2 und 3 SächsWG 100 bis 160“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„3. Anlagengenehmigung und Planfeststellung nach § 20 UVPG, 

§ 68 WHG, § 55 Abs. 2, § 26 Abs. 1 und § 63 Abs. 2 Satz 1 

SächsWG, Bauüberwachung, einmalige Bauabnahme und Aus-

stellung des Abnahmescheines nach § 106 Abs. 2 Satz 1 und 

Abs. 3 Satz 1 SächsWG 

3.1 Erteilung einer Genehmigung für Rohrleitungsanlagen nach 

§ 20 Abs. 1 und 2 UVPG, einschließlich Bauüberwachung, ein-

maliger Bauabnahme und Ausstellung des Abnahmescheines, 

zur“.
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j) Die Tarifstellen 3.1.3.1 und 3.1.3.2 werden wie folgt
gefasst:

k) Die Tarifstellen 3.2.2 bis 3.2.3 werden wie folgt ge-
fasst:

l) Die Tarifstellen 3.2.4 bis 4.7.2.2 werden wie folgt ge-
fasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„3.2.2 Wasserversorgungs- oder Abwasseranlagen und Abwasserbe-

handlungsanlagen nach § 60 Abs. 3 Satz 1 WHG und § 55 

Abs. 2 SächsWG 

3.2.2.1 Genehmigung nach § 60 Abs. 3 WHG Gebühr nach Tarifstelle 3.1 

3.2.2.2 Genehmigung nach § 55 Abs. 2 SächsWG 70 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 3.2.2.1 

3.2.3 den Ausbau von Gewässern und Deichen nach § 67 Abs. 2 

Satz 3 in Verbindung mit § 68 Abs. 1 und 2 Satz 1 WHG“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„3.1.3.1 mit Umweltverträglichkeitsprüfung 400 bis 25 000 

3.1.3.2 ohne Umweltverträglichkeitsprüfung 200 bis 20 000“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„3.2.4 Wasserkraftanlagen nach § 35 WHG 

3.2.4.1 Planfeststellung nach § 68 Abs. 1 WHG Gebühr nach Tarifstelle 3.1 

3.2.4.2 Genehmigung nach § 68 Abs. 2 Satz 1 WHG oder § 26 Abs. 1 

SächsWG 70 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 3.2.4.1 

3.2.5 Außerbetriebsetzung oder Beseitigung einer Stauanlage nach 

§ 20 Satz 1 SächsWG 

3.2.5.1 Planfeststellung nach § 68 Abs. 1 WHG Gebühr nach Tarifstelle 3.1 

3.2.5.2 Genehmigung nach § 68 Abs. 2 Satz 1 WHG oder § 26 Abs. 1 

SächsWG 70 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 3.2.5.1 

3.2.6 Errichtung, Beseitigung, Änderung von sonstigen Anlagen, ins-

besondere nach den §§ 26 und 63 Abs. 2 Satz 1 SächsWG, so-

wie Genehmigung nach sonstigen wasserwirtschaftlichen Vor-

schriften 

3.2.6.1 Planfeststellung zum Beispiel nach § 63 Abs. 2 Satz 1 

SächsWG Gebühr nach Tarifstelle 3.1 

3.2.6.2 Genehmigung zum Beispiel nach § 26 Abs. 1 oder § 63 Abs. 2 

Satz 1 SächsWG 70 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 3.2.6.1 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

3.2.7 Planfeststellung, Genehmigung oder Anzeigeverfahren zur Wie-

dererrichtung einer nach außergewöhnlichen Ereignissen, ins-

besondere Naturkatastrophen, zerstörten oder wesentlich be-

schädigten wasserbaulichen Anlage in einem Verfahren nach 

§ 55 Abs. 6 Satz 4, § 26 Abs. 12 Satz 1 oder § 21 Abs. 6 Satz 1 

SächsWG, welche nach Lage, Umfang und Zweckbestimmung 

der bisherigen Anlage entspricht 10 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 3.2.2, 3.2.4, 3.2.5 oder 3.2.6 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Bei einer wesentlich nach Lage, Umfang und Zweckbestimmung 

veränderten, insbesondere einer vergrößerten Wiedererrich-

tung, findet Tarifstelle 3.2.7 keine Anwendung. 

3.3 Amtshandlungen nach den Tarifstellen 3.2.1 bis 3.2.7 ohne 

Bauüberwachung, einmalige Bauabnahme oder Ausstellung 

des Abnahmescheines nach § 106 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 

Satz 1 SächsWG Gebühr nach den Tarifstellen 3.2.1 

bis 3.2.7 in Verbindung mit Tarif-

stelle 1.2.4 

3.4 Weitere Entscheidungen zu Genehmigungen und Planfeststel-

lungen 

3.4.1 Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 17 Abs. 1 WHG bei 

Verfahren nach § 68 Abs. 1 und 2 Satz 1, § 60 Abs. 3 Satz 1 

WHG sowie § 26 Abs. 1 SächsWG 20 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 3.2.2, 3.2.3, 3.2.4, 3.2.5, 3.2.6 oder

3.2.7,

mindestens 250 

3.4.2 nachträgliche Entscheidungen nach § 14 Abs. 5 und 6 Satz 1 

WHG, abschnittsweise Zulassungen nach § 69 Abs. 1 WHG 

und Genehmigung des vorzeitigen Beginns nach § 69 Abs. 2 

WHG 10 Prozent bis 50 Prozent der Gebühren 

nach Tarifstelle 3.1 oder 3.2 

3.4.3 Versagung oder Widerruf einer auf § 20 UVPG gestützten Ge-

nehmigung, einer § 19a WHG-Genehmigung nach § 19b 

Abs. 2, § 19c Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 WHG in der bis zum 28. Feb-

ruar 2010 geltenden Fassung oder einer sonstigen Genehmi-

gung nach § 26 Abs. 4 und 5 SächsWG sowie Rücknahme die-

ser Genehmigungen nach § 1 Satz 1 SächsVwVfZG in Verbin-

dung mit § 48 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 60 EUR bis 50 Prozent der Gebühr nach 

Tarifstelle 3.1 

3.4.4 sonstige Änderungen, Entscheidungen zu wasserwirtschaftli-

chen Anlagen 60 bis 10 000 

4. Weitere wasserrechtliche Entscheidungen 

4.1 Erteilung einer Eignungsfeststellung für Anlagen zum Lagern, 

Abfüllen oder Umschlagen wassergefährdender Stoffe nach 

§ 63 Abs. 1 Satz 1 WHG 100 bis 5 000 

4.2 sonstige Anordnungen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG und 

§ 106 Abs. 1 Satz 1 SächsWG zu Rohrleitungsanlagen zum Be-

fördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 20 Abs. 1 

UVPG oder zu Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen im Sinne des § 62 WHG 60 bis 1 500 
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m) Die Tarifstelle 4.7.3 wird wie folgt gefasst:

n) Die Tarifstellen 4.8 bis 4.12 werden durch die folgen-
den Tarifstellen 4.8 bis 4.13 ersetzt:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

4.3 Entscheidungen über Art und Umfang der Unterhaltung von Ge-

wässern, die die Erfüllung der Unterhaltspflicht oder eine beson-

dere Pflicht im Interesse der Unterhaltung oder des Ausbaus be-

treffen, nach § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Halbsatz 2, Abs. 3 oder

§ 36 Satz 2 SächsWG 60 bis 1 500 

4.4 Setzen oder Veränderung von Staumarken zur Bezeichnung der 

Wasserstände nach § 19 Abs. 1 und 2 Satz 2 SächsWG 60 bis 1 500 

4.5 Überprüfung von Staumarken nach § 19 Abs. 3 Satz 1 

SächsWG 60 bis 280 

4.6 Übertragung oder Aufteilung der Gewässerunterhaltungslast 

nach § 33 Abs. 3 und § 34 SächsWG 25 bis 500 

4.7 Wasserschutzgebiete, Heilquellen nach den §§ 51 bis 53 WHG, 

den §§ 46 und 47 SächsWG 

4.7.1 staatliche Anerkennung einer Heilquelle nach § 53 Abs. 2 

Satz 1 WHG und § 47 Abs. 2 Satz 1 SächsWG 300 bis 10 000 

4.7.2 Befreiung von Verboten oder Schutzbestimmungen in Wasser-

und Heilquellenschutzgebieten sowie Anordnungen nach § 52 

Abs. 1 und 2 Satz 1 WHG und § 123 SächsWG 

4.7.2.1 Zone III oder B (weitere Schutzzone) 60 bis 2 500 

4.7.2.2 Zone II oder A (engere Schutzzone) 60 bis 3 750“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„4.7.3 Entscheidung über die Zulassung von Ausnahmen und Verbo-

ten, Beschränkungen und Duldungspflichten nach einer Rechts-

verordnung über Wasser- oder Heilquellenschutzgebiete nach 

§ 51 Abs. 1 WHG oder § 53 Abs. 4 WHG Gebühr nach Tarifstelle 4.7.2“. 

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„4.8 Erteilung einer Genehmigung nach § 58 Abs. 1 Satz 1 WHG in 

Verbindung mit § 53 SächsWG für das Einleiten von Abwasser 

in öffentliche Abwasseranlagen oder nach § 59 Abs. 1 in Verbin-

dung mit § 58 Abs. 1 Satz 1 WHG für das Einleiten von Abwas-

ser in private Abwasseranlagen, die der Beseitigung von ge-

werblichem Abwasser dienen, bei einem Genehmigungszeit-

raum von 

4.8.1 bis zu einem Jahr 30 Prozent der Gebühren nach den Tarif-

stellen 2.1.5 bis 2.1.8.2 je nach Art des 

Abwassers, 

mindestens 120 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

4.8.2 über einem Jahr bis unter zehn Jahren Gebühr nach Tarifstelle 4.8.1, zuzüglich 

7,5 Prozent der Gebühr nach den Tarif-

stellen 2.1.5 bis 2.1.8.2 je nach Art des 

Abwassers je weiteres das erste Jahr 

nachfolgende Jahr 

4.8.3 zehn Jahren 100 Prozent der Gebühr nach den Tarif-

stellen 2.1.5 bis 2.1.8.2 je nach Art des 

Abwassers 

4.8.4 über zehn Jahren bis 30 Jahren Gebühr nach Tarifstelle 4.8.3, zuzüglich 

2,5 Prozent der Gebühr nach den Tarif-

stellen 2.1.5 bis 2.1.8.2 je nach Art des 

Abwassers je weiteres das zehnte Jahr 

nachfolgende Jahr 

4.8.5 über 30 Jahren oder unbefristet 150 Prozent der Gebühren nach den Ta-

rifstellen 2.1.5 bis 2.1.8.2 je nach Art des 

Abwassers 

4.9 Entscheidung über einen Antrag auf Befreiung von der Abwas-

serbeseitigungs- oder Überlassungspflicht nach § 50 Abs. 4 

oder 5 SächsWG, einschließlich Kontrolle und Überprüfung im 

Rahmen der Entscheidung nach § 50 Abs. 4 oder 5 SächsWG 

vor Ort 60 bis 2 500 

4.10 Erhebung einer Wasserentnahmeabgabe nach § 91 Abs. 1 in 

Verbindung mit Abs. 7 SächsWG einschließlich Widerspruchs-

verfahren kostenfrei

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Die Erhebung einer Abwasserabgabe 

einschließlich des Widerspruchsverfah-

rens ist nach § 16 des Sächsischen Aus-

führungsgesetzes zum Abwasserabga-

bengesetz kostenfrei. 

4.11 Anordnungen oder Entscheidungen über Maßnahmen bei Ge-

wässerverunreinigung nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG und 

§ 106 Abs. 1 Satz 1 sowie § 92 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 

SächsWG 100 bis 10 000 

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Für die Genehmigung eines Sanierungs-

planes nach § 92 Abs. 2 SächsWG er-

höht sich die Gebühr um 100 Prozent. 

4.12 Bau- und Anlagenüberwachung sowie Abnahme nach § 106 

Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 SächsWG, soweit nicht in Amts-

handlungen nach den Tarifstellen 2 und 3 abgegolten 60 bis 5 000 

    

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Bei der Ermittlung der Höhe der Gebühr 

im Einzelfall sind die Höhe der Baukosten 

sowie die Zahl und der Umfang der erfor-

derlichen Kontrollen zu berücksichtigen. 

4.13 sonstige wasserrechtliche Entscheidungen 25 bis 10 000“. 
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o) Die Tarifstellen 5 bis 7.4 werden wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

„5. Private Sachverständige nach den §§ 111 und 112 SächsWG 

5.1 Anerkennung als Sachverständiger oder als Organisation nach 

§ 20 Abs. 2 SächsVAwS oder anderen wasserrechtlichen Best-

immungen 

5.1.1 für den ersten Anerkennungsbereich 400 bis 2 500 

5.1.2 für den zweiten und die folgenden Anerkennungsbereiche 220 bis 1 000 

je Anerkennungsbereich 

5.2 Rücknahme oder Widerruf der Anerkennung als Sachverständi-

ger nach § 1 Satz 1 SächsVwVfZG in Verbindung mit § 48 

Abs. 1 Satz 1 oder § 49 Abs. 2 Satz 1 VwVfG 100 bis 2 500 

6. Gewässeraufsicht, Bau- und Anlagenüberwachung 

6.1 Überprüfung oder Kontrolle von Anlagen oder Gewässern nach 

§ 100 Abs. 1 Satz 1 WHG und § 106 Abs. 2 Satz 1 SächsWG 

mit und ohne Anordnungen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG und 

§ 106 Abs. 1 Satz 1 SächsWG 

6.1.1 entsprechend den Bedingungen oder Auflagen im wasserrecht-

lichen Bescheid nach § 13 Abs. 1 und 2 Nr. 2 Buchst. a WHG, 

§ 5 Abs. 3 Satz 1, § 55 Abs. 2 SächsWG und § 60 Abs. 3 

Satz 1, § 68 Abs. 1 in Verbindung mit § 67 Abs. 1 und 2 WHG 

und § 26 Abs. 1 SächsWG 60 bis 1 500 

6.1.2 im Rahmen der Abwassereinleitung 60 bis 1 500 

6.1.3 im Rahmen der sonstigen Gewässeraufsicht, wenn sie durch 

den Adressaten der Anordnung veranlasst sind 60 bis 10 000 

6.2 Kontrolle oder Untersagung überwachungspflichtiger Arbeiten 

nach § 100 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 49 Abs. 3 WHG 

oder § 101 Abs. 1 WHG für Erdaufschlüsse mit Grundwasser-

berührung 60 bis 2 500 

6.3 Anordnung zur Errichtung oder zum Betrieb von Mess- und Kon-

trollstellen sowie Untersuchung von Wasser- und Bodenproben 

nach § 107 Abs. 4 oder § 21 Abs. 3 Satz 1 SächsWG 60 bis 10 000 

6.4 Anordnung der Beseitigung rechts- und ordnungswidriger Zu-

stände nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG 25 bis 10 000 

6.5 Duldungsanordnung zur ordnungsgemäßen Gewässerunterhal-

tung oder zur vorübergehenden Einschränkung der Gewässer-

benutzung nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 WHG und § 38 

Abs. 1, 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 SächsWG 60 bis 2 500 

6.6 Anordnung zur Renaturierung eines Gewässers nach § 6 Abs. 2 

WHG 60 bis 2 500 

6.7 Duldungsanordnungen im Rahmen eines Gewässerausbaus 

nach § 64 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 SächsWG oder zur Vorbe-

reitung der Errichtung einer öffentlichen Hochwasserschutzan-

lage nach § 82 SächsWG 60 bis 1 000 

6.8 Überprüfung oder Kontrolle von Talsperren, Wasserspeichern 

oder Rückhaltebecken nach § 68 Abs. 5 SächsWG 60 bis 2 500 
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Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

6.9 Anordnung von Maßnahmen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG 

und § 38 SächsWG im Zusammenhang mit öffentlichen Hoch-

wasserschutzanlagen nach den §§ 78 bis 81 SächsWG 60 bis 2 500 

6.10 Anordnung von Maßnahmen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG im 

Zusammenhang mit der Unterhaltung von Anlagen und dem 

Wasserabfluss nach den §§ 37, 39, 41 und 42 WHG sowie den 

§§ 27 und 29 SächsWG 60 bis 2 500 

6.11 Anordnung von Maßnahmen 

6.11.1 zu Hilfeleistungen bei Wasser- und Eisgefahr nach § 84 Abs. 2 

Satz 1 SächsWG kostenfrei

6.11.2 zur Wasserabwehr nach § 85 Abs. 2 Satz 1 SächsWG kostenfrei

6.12 vorläufige Anordnungen nach § 117 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 

SächsWG 60 bis 2 500 

6.13 Anordnungen nach § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG und § 92 Abs. 1 

Satz 1 SächsWG oder sonstige Regelungen im Einzelfall 

6.13.1 zu Gewässerrandstreifen nach § 24 Abs. 2 SächsWG 60 bis 2 500 

6.13.2 zum Schutz der öffentlichen Hochwasserschutzanlagen nach 

§ 81 SächsWG 60 bis 2 500 

6.13.3 in Überschwemmungsgebieten nach § 76 Abs. 1 und 2 WHG 

sowie § 72 Abs. 2 SächsWG, überschwemmungsgefährdeten 

Gebieten nach § 75 SächsWG und Hochwasserentstehungsge-

bieten nach § 76 SächsWG 60 bis 2 500 

6.13.4 zur Durchgängigkeit der Gewässer nach § 34 WHG und § 21 

Abs. 1 bis 4 SächsWG 60 bis 2 500 

6.13.5 zur Gewässerverunreinigung nach § 92 SächsWG 60 bis 1 500 

6.13.6 zu Anpassungspflichten nach § 57 Abs. 5, § 58 Abs. 3, § 60 

Abs. 2 und § 100 Abs. 2 WHG, § 7 Satz 1 und 2 SächsWG 60 bis 3 300 

6.14 Anordnungen im Rahmen der Mindestwasserführung nach § 33 

WHG und § 21 Abs. 1 bis 4 SächsWG 60 bis 1 800 

6.15 sonstige wasserwirtschaftliche Anordnungen 60 bis 5 000 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Für jede zusätzlich notwendige Nachschau, Kontrolle oder An-

ordnung ist nach § 108 Abs. 3 Satz 2 SächsWG eine weitere 

Gebühr nach dieser Tarifstelle zu erheben. 

7. Zwangsverpflichtungen 

7.1 Anordnung oder Verpflichtung nach § 91 Satz 1, §§ 92, 93 

Satz 1 oder § 94 Abs. 1 Satz 1 WHG 60 bis 2 500 

7.2 Entscheidung über die Duldungspflicht für Vorarbeiten nach 

§ 97 SächsWG 10 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 7.1, 

mindestens 60 
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30. Die laufende Nummer 101 wird wie folgt geändert:
a) Die Aufzählung der Rechtsgrundlagen wird wie folgt

geändert:
aa) Die Wörter „geändert durch Verordnung (EU)

Nr. 173/2011 (ABl. L 49 vom 24.2.2011, S. 16)“
werden durch die Wörter „die zuletzt durch die
delegierte Verordnung (EU) 2015/1576 (ABl.
L 246 vom 23.9.2015, S. 1) geändert worden ist“
ersetzt.

bb) Die Wörter „Verordnung des Sächsischen
Staatsministeriums für Umwelt und Landwirt-
schaft und des Sächsischen Staatsministeriums
für Soziales und Verbraucherschutz zur
Durchführung des Weinrechts (WeinrechtsDVO)“
werden durch die Wörter „Sächsische Weinrechts-
durchführungsverordnung (SächsWeinRDVO)“ er-
setzt.

b) In der Tarifstelle 1 Spalte Gegenstand wird die An-
gabe „§ 3 Abs. 2 WeinrechtsDVO“ durch die Angabe
„§ 4 Abs. 1 Satz 1 SächsWeinRDVO“ ersetzt.

c) In der Tarifstelle 8 Spalte Gegenstand wird die An-
gabe „WeinrechtsDVO“ durch die Angabe
„SächsWeinRDVO“ ersetzt.

III. Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

Lfd. Nr. Tarifstelle Gegenstand Gebühren 
EUR 

7.3 Fristverlängerung nach § 98 Abs. 1 Satz 3 SächsWG 10 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 7.1, 

mindestens 60 

7.4 vorzeitige Besitzeinweisung nach § 99 Abs. 1 SächsWG 20 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 7.1, 

mindestens 60“. 

„Anlage 2 
(zu Anlage 1 laufende Nummer 17 Tarifstelle 1.2) 

Tabelle der durchschnittlichen Rohbauwerte 
Basisjahr 2010 = 1,00 

Nummer Gebäudeart Rohbauwert
EUR/m³

1 Wohngebäude 106

2 Wochenendhäuser 93

3 Büro- und Verwaltungsgebäude, Banken und Arztpraxen 142

4 Schulen 136

5 Kindergärten 121

6 Hotels, Pensionen und Heime bis 60 Betten, Gaststätten 121

7 Hotels, Heime und Sanatorien mit mehr als 60 Betten 141

8 Krankenhäuser 157

9 Versammlungsstätten, soweit nicht unter Nummer 7 oder 12 aufgeführt 121

10 Kirchen 136

11 Leichenhallen und Friedhofskapellen 111

12 Turn- und Sporthallen, soweit nicht unter Nummer 21 aufgeführt 80

13 Hallenbäder 131

14 sonstige, nicht unter den Nummern 1 bis 13 aufgeführte eingeschossige Gebäude, zum Beispiel 

Umkleideräume von Sporthallen und Schwimmbädern 102

15 Verkaufsstätten1), soweit sie eingeschossig sind 80

16 Verkaufsstätten2), soweit sie mehrgeschossig sind 143

17 Kleingaragen, ausgenommen offene Kleingaragen 64
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Nummer Gebäudeart Rohbauwert
EUR/m³

18 Mittel- und Großgaragen, soweit sie eingeschossig sind 78

19 Mittel- und Großgaragen, soweit sie mehrgeschossig sind 94

20 Tiefgaragen 145

21 Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude, Tennishallen sowie einfache Sporthallen, soweit sie ein-

geschossig sind, bis 50 000 m³ Brutto-Rauminhalt 

21.1 mit nicht geringen Einbauten3) 70

21.2 ohne oder mit geringen Einbauten3)

21.2.1 bis 2 000 m³ Brutto-Rauminhalt 

21.2.1.1 Bauart schwer4) 50

21.2.1.2 sonstige Bauart 44

21.2.2 der 2 000 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt bis 5 000 m³ 

21.2.2.1 Bauart schwer4) 44

21.2.2.2 sonstige Bauart 35

21.2.3 der 5 000 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt bis 50 000 m³ 

21.2.3.1 Bauart schwer4) 35

21.2.3.2 sonstige Bauart 27

22 Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude, soweit sie mehrgeschossig sind, bis 100 000 m³ Brutto-

Rauminhalt 

22.1 ohne oder mit geringen Einbauten3) 102

22.2 mit nicht geringen Einbauten3) 118

23 sonstige kleinere gewerbliche Bauten, soweit sie eingeschossig sind, soweit nicht unter Num-

mer 21 aufgeführt 86

24 Stallgebäude, Scheunen und sonstige landwirtschaftliche Betriebsgebäude, ausgenommen Gül-

lekeller wie Nummer 21

25 Güllekeller, soweit sie unter Ställen oder sonstigen landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden liegen 84

26 Schuppen, offene Kleingaragen, offene Feldscheunen und ähnliche Gebäude 39

27 Gewächshäuser 

27.1 bis 1 500 m³ Brutto-Rauminhalt 27

27.2 der 1 500 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt 17

1) Bei Hallenbauten ohne oder mit geringen Einbauten ist der Rohbauwert um 30 Prozent zu reduzieren. Hierzu zählen auch Einbauten im Sinne der 

Anlage 1 laufende Nummer 17 Tarifstelle 1.2 Abs. 3 Satz 4. 

2) Bei mehrgeschossigen Verkaufsstätten mit geringen Einbauten, deren Nutzflächen fast ausschließlich dem Verkauf oder der Ausstellung dienen, ist der 

Rohbauwert um 40 Prozent zu reduzieren. Hierzu zählen auch Einbauten im Sinne der Anlage 1 laufende Nummer 17 Tarifstelle 1.2 Abs. 3 Satz 4. 

3) Hierzu zählen auch Einbauten im Sinne der Anlage 1 laufende Nummer 17 Tarifstelle 1.2 Abs. 3 Satz 4. 

4) Gebäude, deren Außenwände überwiegend aus Beton einschließlich Leicht- und Gasbeton oder aus mehr als 17,5 cm dickem Mauerwerk bestehen. 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  e  n  : 

In den Rohbauwerten ist die Umsatzsteuer enthalten. 

Bei Gebäuden mit mehr als 5 Vollgeschossen ist der Rohbauwert um 5 Prozent, bei Hochhäusern um 10 Prozent und bei Gebäu-
den mit befahrbaren Decken, außer bei den Nummern 18 bis 20, um 10 Prozent zu erhöhen. Die in der Tabelle angegebenen 
Werte berücksichtigen nur Flachgründungen mit Streifen- oder Einzelfundamenten, Mehrkosten für andere Gründungen sind ge-
sondert zu ermitteln; dies gilt auch für Außenwandverkleidungen, für die ein Standsicherheitsnachweis geführt werden muss. Bei 
Gebäuden mit gemischter Nutzung ist für die Gebäudeteile mit verschiedenen Nutzungsarten der Rohbauwert anteilig zu ermit-
teln, soweit Nutzungsarten nicht nur Nebenzwecken dienen. Der nicht ausgebaute Dachraum eines Dachgeschosses ist, abwei-
chend von DIN 277, nur mit einem Drittel seines Rauminhalts anzurechnen. 

Bei Hallenbauten mit Kränen, bei denen der Standsicherheitsnachweis für die Kranbahnen geprüft werden muss, ist die Rohbau-
summe des von den Kranbahnen erfassten Hallenbereiches um 26 EUR/m² zu erhöhen. 

Bei Flächengründungen sind je Quadratmeter Sohlplatte 2 m³ zum Brutto-Rauminhalt mit zuzurechnen. 

Die vor Inkrafttreten der Zweiten Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Änderung des Neunten 

Sächsischen Kostenverzeichnisses vom 25. Juli 2016 (SächsGVBl. S. 301) durch das Staatsministerium des Innern nach laufen-

der Nummer 17 Tarifstelle 1.2 der Anlage 1 des Neunten Sächsischen Kostenverzeichnisses erfolgte Bekanntmachung der fort-

geschriebenen Rohbauwerte behält ihre Gültigkeit.“ 
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IV. Die Anlage 4 wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle 1 Spalte Prüfung Brandschutznachweis wird
wie folgt gefasst:

2. Die Fußnote 2 wird aufgehoben.

V. In der Aufzählung der Rechtsgrundlagen der Anlage 7 wer-
den die Wörter „geändert durch Artikel 2 Abs. 7 des Geset-
zes vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142, 143)“ durch die
Wörter „das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
24. Februar 2016 (SächsGVBl. S. 86) geändert worden
ist“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Dresden, den 25. Juli 2016

Der Staatsminister der Finanzen
Prof. Dr. Georg Unland

Rohbausumme in EUR „Prüfung

Brandschutz-

nachweis

   

   

bis 10 000 500

 15 000 500

 20 000 500

 25 000 500

 30 000 500

 35 000 500

 40 000 500

 45 000 500

 50 000 500

 75 000 500

 100 000 500

 150 000 500

 200 000 618

 250 000 739

 300 000 855

 350 000 967

 400 000 1 076

 450 000 1 182

 500 000 1 286

 1 000 000 2 239

 1 500 000 3 098

 2 000 000 3 900

 3 500 000 6 102

 5 000 000 8 117

 7 500 000 11 228

 10 000 000 13 471

 15 000 000 16 745

 20 000 000 18 698

 25 000 000 19 611“.
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Vierte Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft
zur Änderung der Sächsischen Weinrechtsdurchführungsverordnung

Vom 9. August 2016

Auf Grund
– des § 3 Absatz 4 des Weingesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 18. Januar 2011 (BGBl. I S. 66) in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 10 der Ermächtigungs-
übertragungsverordnung Land- und Forstwirtschaft sowie
Verbraucherschutz vom 7. Januar 2016 (SächsGVBl. S. 5)
und

– des § 21 Absatz 1 Nummer 3 des Weingesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2011
(BGBl. I S. 66), der durch Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe a
des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (BGBl. I S. 1586)
geändert worden ist, in Verbindung mit § 23 Absatz 2 der
Weinverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. April 2009 (BGBl. I S. 827) und § 1 Absatz 1 Num-
mer 11 der Ermächtigungsübertragungsverordnung Land-
und Forstwirtschaft sowie Verbraucherschutz vom 7. Ja-
nuar 2016 (SächsGVBl. S. 5)

verordnet das Staatsministerium für Umwelt und Landwirt-
schaft:

Artikel 1
Änderung der Sächsischen

Weinrechtsdurchführungsverordnung

Die Sächsische Weinrechtsdurchführungsverordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2016
(SächsGVBl. S. 150) wird wie folgt geändert:

1. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Weingeset-

zes“ die Wörter „, § 23 Absatz 2 der Weinverordnung“
eingefügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:
„(2a) Der Untersuchungsbefund für Qualitäts-

weine und Prädikatsweine mit dem Prädikat Kabinett,
Spätlese, Auslese, Beerenauslese, Trockenbeeren-
auslese und Eiswein ist durch die Landesunter-
suchungsanstalt für das Gesundheits- und Veterinär-
wesen zu erstellen.“

2. Die Anlage 2 wird aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Dresden, den 9. August 2016

Der Staatsminister für Umwelt und Landwirtschaft
Thomas Schmidt
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Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft

zur Änderung der Zuständigkeitsverordnung
Landwirtschaft/Forsten/Gentechnik

Vom 9. August 2016

Auf Grund des § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Säch-
sischen Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 25. November
2003 (SächsGVBl. S. 899) verordnet das Staatsministerium für
Umwelt und Landwirtschaft:

Artikel 1
Änderung der Zuständigkeitsverordnung

Landwirtschaft/Forsten/Gentechnik

Die Zuständigkeitsverordnung Landwirtschaft/Forsten/
Gentechnik vom 8. August 2013 (SächsGVBl. S. 757) wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 2 Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter
„Ziffer IX des Beschlusses der Sächsischen Staatsregie-
rung über die Abgrenzung der Geschäftsbereiche der
Staatsministerien vom 18. Februar 2008 (SächsGVBl.
S. 232), der zuletzt durch Beschluss vom 20. November
2012 (SächsGVBl. S. 707) geändert worden ist, zuletzt
enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 19. Dezember
2011 (SächsABl. SDr. S. S 1642)“ durch die Wörter
„Ziffer IX des Beschlusses der Sächsischen Staatsregie-
rung über die Abgrenzung der Geschäftsbereiche der
Staatsministerien vom 17. Dezember 2014 (SächsGVBl.
S. 686), enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 16. De-
zember 2015 (SächsABl. SDr. S. S 342), in der jeweils gel-
tenden Fassung“ ersetzt.

2. Die §§ 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
„§ 2

Sachliche Zuständigkeit des Staatsministeriums
für Umwelt und Landwirtschaft

Das Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft
bleibt die nach Landesrecht zuständige Behörde, Prämien-
behörde, Zahlstelle, Stelle, Landesstelle, Landesbehörde
oder beteiligte Behörde im Sinne
1. des § 53 Absatz 4 des Landwirtschaftsanpassungs-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. Juli 1991 (BGBl. I S. 1418), das zuletzt durch Arti-
kel 40 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBl. I
S. 2586) geändert worden ist,

2. des § 7 Absatz 1 und § 9 Absatz 1 des GAK-Gesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli
1988 (BGBl. I S. 1055), das zuletzt durch Artikel 367
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I
S. 1474) geändert worden ist,

3. des Betriebsprämiendurchführungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. November
2010 (BGBl. I S. 1720), das zuletzt durch Artikel 406
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I
S. 1474) geändert worden ist,

4. des InVeKoS-Daten-Gesetzes vom 2. Dezember
2014 (BGBl. I S. 1928, 1931), das zuletzt durch Arti-
kel 2 der Verordnung vom 8. März 2016 (BGBl. I
S. 452) geändert worden ist,

5. des Artikels 59 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung,
die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemein-
samen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnun-
gen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG)
Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005
und (EG) Nr. 485/2008 des Rates (ABl. L 347 vom
20.12.2013, S. 549), die durch die Verordnung (EU)
Nr. 1310/2013 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 865)
geändert worden ist,

6. des Artikels 5 Absatz 2 der Delegierten Verordnung
(EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. März
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/
2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in
Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontroll-
system und die Bedingungen für die Ablehnung oder
Rücknahme von Zahlungen sowie für Verwaltungs-
sanktionen im Rahmen von Direktzahlungen, Entwick-
lungsmaßnahmen für den ländlichen Raum und der
Cross-Compliance (ABl. L 181 vom 20.6.2014, S. 48),

7. des Artikels 34 Absatz 6 und Artikel 35 der Durch-
führungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommis-
sion vom 17. Juli 2014 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems,
der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen
Raums und der Cross-Compliance (ABl. L 227 vom
31.7.2014, S. 69), die durch die Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/2333 (ABl. L 329 vom 15.12.2015,
S. 1) geändert worden ist,

8. des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes vom
9. Juli 2014 (BGBl. I S. 897), das durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 2. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1928)
geändert worden ist,

9. der §§ 15, 23 Absatz 2, § 24 Absatz 1 und 3 sowie
§ 24d Absatz 3 der Direktzahlungen-Durchführungs-
verordnung vom 3. November 2014 (BGBl. I S. 1690),
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. Juli
2015 (BAnz. AT 13.07.2015 V1) geändert worden ist,

10. der §§ 5, 6 Absatz 1 Satz 2 und § 32 Absatz 1 der
InVeKoS-Verordnung vom 24. Februar 2015 (BGBl. I
S. 166), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung
vom 8. März 2016 (BGBl. I S. 452) geändert worden
ist,

11. des § 15 Absatz 1 Satz 3 der Flächenerwerbsverord-
nung vom 20. Dezember 1995 (BGBl. I S. 2072), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Februar
2014 (BGBl. I S. 147) geändert worden ist,

12. des § 5 Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5, §§ 23 und 24
des Tierzuchtgesetzes vom 21. Dezember 2006
(BGBl. I S. 3294), das zuletzt durch Artikel 378 der
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
geändert worden ist,
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13. der Verordnung über Preisnotierung, Preisermittlung
und Preiserhebung für Milcherzeugnisse in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Juni 2011 (BGBl. I
S. 1020), die zuletzt durch Artikel 398 der Verordnung
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor-
den ist,

14. der §§ 3 und 10 der Schulmilch-Durchführungsverord-
nung vom 21. Mai 2015 (BGBl. I S. 827),

15. des Gentechnikgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2066),
das durch Artikel 4 Absatz 13 des Gesetzes vom
18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666) geändert worden ist,
und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsvorschriften, soweit die Vorschriften gentech-
nische Anlagen, gentechnische Arbeiten, genehmigte
Freisetzungen von gentechnisch veränderten Orga-
nismen oder Belange außerhalb der Landwirtschaft
betreffen,

16. des § 4 Absatz 1 und 2 des EG-Gentechnik-Durch-
führungsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I
S. 1244), das zuletzt durch Artikel 58 der Verordnung
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert wor-
den ist, soweit die Vorschriften Belange außerhalb der
Landwirtschaft und nicht Lebensmittel oder Futtermit-
tel betreffen.

§ 3
Sachliche Zuständigkeit

des Staatsbetriebes Sachsenforst

Der Staatsbetrieb Sachsenforst ist die zuständige
Landesbehörde oder Behörde im Sinne
1. des § 1 Absatz 5 Satz 2, § 9 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1

des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. August 1985
(BGBl. I S. 1756), das zuletzt durch Artikel 412 der
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
geändert worden ist,

2. des § 59 Absatz 2 Nummer 1 des Pflanzenschutz-
gesetzes vom 6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 1281),
das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 84 des Gesetzes
vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666) geändert worden
ist, ausgenommen die Überwachung von Einrichtun-
gen, für den Staatswald und des § 59 Absatz 2 Num-
mer 4 und 5 des Pflanzenschutzgesetzes für den Be-
reich der Forstwirtschaft.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Dresden, den 9. August 2016

Der Staatsminister für Umwelt und Landwirtschaft
Thomas Schmidt
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Verordnung
des Landratsamtes Leipzig

zur Änderung der Abgrenzung
des Landschaftsschutzgebietes „Kohrener Land“

Vom 4. August 2016

Auf Grund von § 3 Absatz 1 Nummer 1, § 22 Absatz 1
und 2, § 26 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 96 des Ge-
setzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666) geändert worden ist,
in Verbindung mit § 13 Absatz 1, §§ 20, 46 Absatz 1 Nummer 3,
§ 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 4 des Sächsischen
Naturschutzgesetzes vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451),
das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 29. April 2015
(SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1
Erklärung zum Ausgliederungsgebiet

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der
Stadt Frohburg, Gemarkung Frohburg, wird aus dem Land-
schaftsschutzgebiet „Kohrener Land“ ausgegliedert.

§ 2
Ausgliederungsgegenstand

(1) Das Ausgliederungsgebiet umfasst eine Fläche von
0,5169 Hektar. Es beinhaltet auf dem Gebiet der Stadt Froh-
burg, Gemarkung Frohburg, Teile der Flurstücke 776/1, 777/21
und 777/22.

(2) Das Ausgliederungsgebiet ist in einer Flurkarte des
Landratsamtes Leipzig mit Stand vom 4. August 2016 im Maß-
stab 1 : 1 500 grün umgrenzt und unterlegt dargestellt. Maß-
gebend für den Grenzverlauf ist die Linienmitte der Grenzein-
tragung auf der Flurkarte. Die Karte ist Bestandteil der
Verordnung.

(3) Die Verordnung mit Karte ist beim Landratsamt Leipzig,
Umweltamt, zur kostenlosen Einsicht durch jedermann
während der Sprechzeiten niedergelegt.

§ 3
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.

Borna, den 4. August 2016

Landratsamt Leipzig
Graichen
Landrat
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Verordnung
des Landratsamtes Leipzig

über die Aufhebung von Teilen
des Landschaftsschutzgebietes „Thümmlitzwald-Muldetal“

Vom 8. August 2016

Auf Grund von § 22 Absatz 1 und 2, § 26 des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt
durch Artikel 4 Absatz 96 des Gesetzes vom 18. Juli 2016
(BGBl. I S. 1666) geändert worden ist, in Verbindung mit § 3 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Bundesnaturschutzgesetzes, sowie § 13
Absatz 1 des Sächsischen Naturschutzgesetzes vom 6. Juni
2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch Artikel 25 des Ge-
setzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Ab-
satz 4 und § 46 Absatz 1 Nummer 3, § 20 des Sächsischen
Naturschutzgesetzes, wird verordnet:

§ 1
Aufhebung von Schutzerklärungen

Der Beschluss 68/VIII/84 des Bezirkstages Leipzig vom
20. September 1984 zur Neufestlegung und Änderung von
Landschaftsschutzgebieten wird in Bezug auf das Landschafts-
schutzgebiet „Thümmlitzwald-Muldetal“ für alle Flächen der
Gemarkung Schönbach, Stadt Colditz, die sich westlich der
B 107 befinden, aufgehoben.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Borna, den 8. August 2016

Landratsamt Leipzig
Graichen
Landrat
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